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Liebe Mitbhiirgerinnen und Mitbiirger,

der Kreis Borken umfasst
mit seinen 17 Stadten und
Gemeinden eine Gesamt-
flache von Uber 1.400 Qua-
dratkilometern und gehort
damit zu den flachengroB-
ten Kreisen in Nordrhein-
Westfalen. Die Landschaft
des Kreises Borken stellt
sich als vielfaltig strukturier-
te, landschaftsasthetisch
ansprechende Kulturland-
schaft dar. Zu ihren prdgenden Elementen gehdéren
beispielsweise die Wallhecken, aber auch und gerade
die charakteristischen Einzelh6fe. Gerne sprechen wir
hier auch von der einzigartigen munsterlandischen
Parklandschaft.

Die Landwirtschaft hat im Mdinsterland und
besonders im Kreis Borken eine herausragende
Bedeutung. Mit weit Uber zwei Millionen Nutztieren
gilt der Kreis Borken als eine auBerordentlich ,vieh-
eiche“ Region. Aber auch im Kreisgebiet hat die
Landwirtschaft in den vergangenen Jahren einen viel-
schichtigen Strukturwandel durchlaufen. Waren es
1990 noch 4.116 landwirtschaftliche Betriebe (Uber 5
Hektar), so sind es mittlerweile nur noch 3.056.

Strukturbedingt sind deshalb Bauvorhaben im
AuBenbereich -insbesondere auch Nutzungsanderun-
gen- in der taglichen Arbeit des Fachbereiches Bauen
und Wohnen ein standig aktuelles Thema. Der
Wunsch, im AuBenbereich zu bauen, steht dabei hau-
fig im Konflikt zu der Vorgabe des Gesetzgebers, den
AuBenbereich in seiner besonderen Bedeutung fur die
naturgegebene Bodennutzung und als Erholungs-
landschaft fur die Allgemeinheit zu erhalten. Hinzu

kommt, dass der § 35 des Baugesetzbuches als die
zentrale Rechtsgrundlage fir das Bauen im AuBenbe-
reich wie kaum eine andere Vorschrift im Baurecht
durch die hierzu ergangene Rechtsprechung gepragt
ist und noch in diesem Sommer erneut geandert
wurde.

Der Fachbereich Bauen und Wohnen hat dies zum
Anlass genommen, mit der vorliegenden Broschlre
umfassend Uber die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fur das ,,Bauen im AuBenbereich“ zu informie-
ren. Den Schwerpunkt bilden die landwirtschaftlichen
Bauvorhaben sowie die beginstigten Vorhaben wie
z.B. die Folgenutzung fir leer stehende landwirt-
schaftliche Gebaude und die Wohnhauserweiterung
im AuBenbereich.

Im Leitbild der Kreisverwaltung haben wir das Ziel
formuliert, mit den Burgerinnen und Bulrgern offen,
engagiert und l6ésungsorientiert umzugehen. Ich sehe
diese Broschire neben den vom Fachbereich Bauen
und Wohnen abgegebenen Servicegarantien als wei-
teren Baustein, um unserem Anspruch als modernes
Dienstleistungsunternehmen gerecht zu werden.

Mein Dank gilt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Hause, die an der Erarbeitung der Broschire mit-
gewirkt haben. Besonders danke ich auch der
Bezirksregierung Munster, dem Staatlichen Umwelt-
amt Herten und der Kreisstelle Borken der Landwirt-
schaftskammer Nordrhein-Westfalen fir die Zu-
sammenarbeit und Unterstltzung bei der Erstellung
der Broschure.

Mit freundlichen GriBen
g/,m( WAoo
Gerd Wiesmann - Landrat
Borken, Dezember 2004
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Liebe Mitbhiirgerinnen und Mitbiirger,

das ,Bauen im AuBenbereich“ hat in der taglichen
Praxis im Fachbereich Bauen und Wohnen des Krei-
ses Borken eine immer stirkere Bedeutung einge-
nommen. Rund ein Drittel der vom Kreis Borken zu
bearbeitenden Bauantrdge bezieht sich auf Grund-
stlicke im AuBenbereich. In vielen Gesprachen mit
Bauherren und Entwurfsverfassern haben wir die
Anregung erhalten, fir mehr Transparenz in diesem
komplexen Themenumfeld zu sorgen. Auf Wunsch
der Entwurfsverfasser hat der Fachbereich Bauen
und Wohnen deshalb eine Informationsveranstaltung
Uber das Bauen im AuBenbereich angeboten. Diese
Veranstaltung fand am 04.02.2004 statt und stieB mit
200 Teilnehmern auf eine groBe Resonanz.

Wir haben das groBe Interesse an diesem Thema zum
Anlass genommen, die lhnen nun vorliegende Bro-
schire zu erstellen. Bewusst haben wir die Novelle
des Baugesetzbuches im Sommer 2004 sowie den
AuBenbereichserlass des Landes Nordrhein-Westfa-
len abgewartet, um Ihnen einen aktuellen Uberblick
Uber die baurechtlichen Méglichkeiten im AuBenbe-
reich zu vermitteln. Erg&nzend haben wir die Anforde-
rungen an baurechtliche Verfahren sowie die Aufga-
ben der beteiligten Behérden und Institutionen darge-
stellt, so dass Sie durch die vorliegende Broschire
Informationen aus einer Hand erhalten.

Die Broschire erhebt keinen Anspruch auf Vollstan-
digkeit und wird nicht alle Einzelfalle 16sen kdnnen.
Sie soll vielmehr der schnellen Orientierung in einem
auBerst diffizilen Rechtsgebiet dienen und Ihnen
eine erste Hilfestellung bieten, wenn Sie ein Bauvor-
haben im AuBenbereich planen. Wesentliche Ande-
rungen in der Anwendung der Vorschiften tUber das
Bauen im AuBenbereich werden wir in der Internet-
fassung der Broschire berlicksichtigen. Die jeweils

aktuelle Fassung kénnen Sie Uber die Internetseite
www.kreis-borken.de aufrufen.

Wenn Sie spezielle Fragen zum Bauen im AuBenbe-
reich haben, stehen lhnen unsere Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Fachbereich Bauen und Wohnen
fir ein Beratungsgesprach gerne zur Verfigung. Wir
empfehlen lhnen, die Beratung mdglichst frihzeitig
noch vor der Antragstellung in Anspruch zu nehmen,
damit eventuelle baurechtliche Probleme frihzeitig
erkannt und -nach Mdglichkeit- noch geldst werden
kénnen. Auf diese Weise werden die Weichen fir ein
zlgiges und reibungsloses Antragsverfahren gestellt.

Bei der Realisierung der Vorstellungen und Ziele far

lhr Bauvorhaben im AuBenbereich wlinschen wir
Ihnen ein gutes Gelingen.

Mit freundlichen GriiBen

T it Feme e

TLO Augs M S&LM

Richard Riedel
Fachbereichsleiter
Bauen und Wohnen

Dezember 2004

Thomas Holzschneider
Kreisbaudezernent

Borken,
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1. BAUEN IM AUSSENBEREICH
EINFOHRUNG

1.1 GRUNDSATZE FUR DAS
BAUEN IM AUSSENBEREICH

Der AuBenbereich soll grundsatzlich von Bebau-
ung frei bleiben. Mit dieser Vorgabe will der
Bundesgesetzgeber den AuBenbereich in seiner
besonderen Bedeutung fUr die naturgegebene
Bodennutzung und als Erholungslandschaft fur
die Allgemeinheit erhalten.

Gleichwohl hat der Gesetzgeber in bestimmtem
MaBe Bauvorhaben auch im AuBenbereich zuge-
lassen. Dabei handelt es sich um bauliche Nut-
zungen, die wegen ihrer spezifischen Anforderun-
gen gerade auf einen Standort im AuBenbereich
angewiesen sind oder sonst einen spezifischen
Bezug zum AuBenbereich haben und nicht in die
durch Bebauungsplan festgesetzten Baugebiete
bzw. in den unbeplanten Innenbereich verwiesen
werden kdénnen.

Fur alle Bauvorhaben im AuBenbereich gilt: Sie
sind in einer flachensparenden, die Bodenver-
siegelung auf das notwendige MalB begrenzenden
und den AuBenbereich schonenden Weise auszu-
fuhren (Gebot gréBtmoglicher Schonung des
AuBenbereichs). Das Gebot steht als Leitgedan-
ke Uber allen Vorschriften, die das Bauen im
AuBenbereich regeln.

1.2 BEGRIFF DES AUSSENBEREICHS

Landlaufig wird der AuBenbereich als ,freie, nicht

besiedelte Landschaft® verstanden. Hiervon

weicht der baurechtliche Begriff des AuBenbe-

reichs ab. So gehdren zum AuBenbereich die Fla-

chen einer Gemeinde, die auBerhalb

AA eines Bebauungsplangebietes und

AA eines im Zusammenhang bebauten Ortstei-
les (durchgehende, geschlossene Bebau-
ung) liegen.

Der AuBenbereich beginnt nach dem

Gebaude des Innenbereichs.

letzten

Der AuBenbereich ist also keine geographische
Bezeichnung, sondern eine Begriffsbestimmung
fir eine bauplanungsrechtliche Gebietskate-
gorie.

1.3 AUFBAU DES § 35 BAUGESETZBUCH

Der § 35 BauGB bildet die grundlegende Umwelt-
und Naturschutznorm des gesamten Baurechts.
Der Bundesgesetzgeber verfolgt mit dieser Vor-
schrift das Ziel, den AuBenbereich im Interesse
einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
und insbesondere aus Grinden des Umwelt-
schutzes von einer nicht funktionsgerechten Nut-
zung freizuhalten.



Gliederung nach Vorhaben

§ 35 BauGB unterteilt die Bauvorhaben

im AuBenbereich in

AA privilegierte Vorhaben (Abs. 1), die
regelméaBig im AuBenbereich zulassig sind,
und

AA nicht privilegierte Vorhaben (Abs. 2).

Bei den nicht privilegierten Vorhaben wird unter-

schieden zwischen

AA sonstigen Vorhaben (Abs. 2), die grundsatz-
lich unzul&ssig sind,

AA begiinstigten Vorhaben (Abs. 2 i.V.m.
Abs. 4), denen bestimmte Belange nicht
entgegengehalten werden kénnen, und

AA Vorhaben im Bereich einer AuBenbereichs-
satzung (Abs. 2 i.V.m. Abs. 6), denen eben-
falls bestimmte Belange nicht entgegengehal-
ten werden kénnen.

AuBenbereich

§ 35 BauGB
privilegierte nicht privilegierte
Vorhaben Vorhaben
§ 35 Abs. 1 BauGB § 35 Abs. 2 BauGB
Sonstige Beglinstigte AuBenbereichs-
Vorhaben Vorhaben satzung

§ 35 Abs. 2 BauGB § 35 Abs. 4 BauGB § 35 Abs. 6 BauGB
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2. OFFENTLICHE BELANGE
UND ERSCHLIESSUNG

2.1 BEDEUTUNG DER OFFENTLICHEN BELANGE
FUR DAS BAUEN IM AUSSENBEREICH

Bei der Zulassung von Bauvorhaben im AuBenbe-
reich sind die so genannten 6ffentlichen Belange
von besonderer Bedeutung. Hierzu gehéren alle
Gesichtspunkte, die flir das Bauen im AuBenbe-
reich rechtserheblich sein kénnen. Sie dienen
dem Schutz des AuBBenbereiches und seiner spe-
zifischen Zweckbestimmung. Die aus Sicht des
Gesetzgebers wichtigsten 06ffentlichen Belange
sind in § 35 Abs. 3 und 5 BauGB aufgefiuhrt.

Jeder 6ffentliche Belang kann flr sich genommen
einem AuBenbereichsvorhaben entgegengehalten
werden und ggf. seine Unzulassigkeit begriinden.
Werden 6ffentliche Belange teils positiv und teils
negativ betroffen, findet insoweit keine Kompen-
sation innerhalb der Belange statt.

Die Bedeutung der o6ffentlichen Belange ist je
nach Art des Vorhabens unterschiedlich. Ein pri-
vilegiertes Vorhaben (Abs. 1) scheitert nur dann
an 6ffentlichen Belangen, wenn sie dem Vorhaben
entgegenstehen. Hier ist im Einzelfall eine
Bewertung vorzunehmen, ob die Belange dem
Vorhaben am konkreten Standort entgegenstehen
oder das privilegierte Vorhaben sich unter
Berlicksichtigung der gesetzlich gewollten Privi-
legierung gegen diese Belange durchsetzt. Bei
den privilegierten Vorhaben wird eine gewisse
Beeintrachtigung o6ffentlicher Belange in Kauf
genommen. Es besteht ein gesteigertes Durchset-
zungsvermdgen privilegierter Vorhaben gegeni-
ber den o6ffentlichen Belangen.

Bei der Beurteilung von nicht privilegierten Vor-
haben (Abs. 2 sowie 4 und 6) sind die 6ffent-
lichen Belange starker zu gewichten. Diese Vor-
haben sind nur dann zulédssig, wenn ihre Ausfih-
rung oder Benutzung o6ffentliche Belange nicht
beeintrachtigt. Hier fuhrt die Beeintrdchtigung
eines oOffentlichen Belangs regelmaBig zur Unzu-
lassigkeit des sonstigen Vorhabens.

Der Gesetzgeber hat fir die begiinstigten Vorha-
ben in Abs. 4 sowie fiir Vorhaben im Geltungsbe-
reich einer AuBenbereichssatzung (Abs. 6) fest-
gelegt, dass diesen Vorhaben bestimmte o6ffent-
liche Belange nicht entgegengehalten werden
kdonnen (siehe Seite 35). Sie sind insofern gegen-
Uber den anderen sonstigen Vorhaben teilprivile-
giert.

2.2 BEISPIELE FUR OFFENTLICHE BELANGE

AA Widerspruch zu den Darstellungen

des Flachennutzungsplanes

Eine Beeintrachtigung oOffentlicher Belange
liegt vor, wenn das Bauvorhaben den Darstel-
lungen des Flachennutzungsplanes wider-
spricht. Mit dem Fldchennutzungsplan als
vorbereitendem Bauleitplan stellt die Gemein-
de ihre stadtebaulichen Entwicklungsvor-
stellungen flir das gesamte Gemeindegebiet
dar. Deshalb ist der Flachennutzungsplan als
offentlicher Belang flr die Zulassigkeit von
Vorhaben im AuBenbereich von besonderer
Bedeutung.

Einem privilegierten Vorhaben (§ 35 Abs. 1
BauGB) stehen Darstellungen des Flachen-
nutzungsplanes nur dann entgegen, wenn im
Flachennutzungsplan eine auf den konkreten
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Standort bezogene Darstellung (z.B. als
Sonderbauflache fir Sport- und Erholungsan-
lagen) sachlich und rdumlich dem privilegier-
ten Vorhaben widerspricht (sog. qualifizierte
Standortzuweisung). Durch qualifizierte
Standortzuweisungen (Konzentrationszonen)
im Flachennutzungsplan kann die Gemeinde
auch die Zul&ssigkeit von privilegierten Vor-
haben (mit Ausnahme von land- und forstwirt-
schaftlichen Vorhaben) steuern. Diese Fest-
setzungen setzen voraus, dass bestimmte
Bereiche ausdrlicklich fiur privilegierte Vorha-
ben der entsprechenden Kategorie (z.B. Gar-
tenbaubetriebe oder Windenergieanlagen)
vorgesehen und zugleich fir die anderen
Bereiche im Geltungsbereich des Flachennut-
zungsplanes ausgeschlossen sind.

Dagegen steht eine allgemeine Gebietsaus-
weisung im Flachennutzungsplan (z.B. Flache
fr die Land- und Forstwirtschaft) einem privi-
legierten Vorhaben nicht entgegen, weil sie
dem AuBenbereich nur die Funktion zuweist,
die ihm ohnehin nach dem Gesetz zukommt.

Bei den nicht privilegierten Vorhaben (§ 35
Abs. 2 BauGB) sind o&ffentliche Belange
bereits dann beeintrachtigt, wenn das Vorha-
ben den Darstellungen des Flachennutzungs-
planes widerspricht (z.B. Wohnbauvorhaben
bei der Darstellung von Flachen fir die Land-
wirtschaft). Hierbei spielt es dann keine Rolle,
ob der Flachennutzungsplan weitere konkrete
standortbezogene Aussagen hinsichtlich der
Schutzbeddirftigkeit der Flachen trifft.

12
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AA

Widerspruch zu den Darstellungen

eines Landschaftsplanes

Wenn ein Vorhaben den Darstellungen eines
Landschaftsplanes widerspricht, liegt eben-
falls eine Beeintrachtigung 6ffentlicher Belan-
ge vor. In Nordrhein-Westfalen werden die
Landschaftsplane aufgrund des Landschafts-
gesetzes durch die Kreise und kreisfreien
Stadte als Satzung beschlossen. Die Land-
schaftspldne sind mit ihrem gesamten Inhalt
auch fur die baurechtliche Zuldssigkeit von
Vorhaben im AuBenbereich verbindlich. In
einigen Fallen (z.B. in einem Naturschutzge-
biet) kdnnen die Darstellungen und Festset-
zungen der Landschaftsplane sogar dazu fih-
ren, dass privilegierte Vorhaben unzuléssig
sind. Von den Festsetzungen eines Land-
schaftsplanes sind unter bestimmten Voraus-
setzungen Ausnahmen oder Befreiungen
maoglich.

Schéadliche Umwelteinwirkungen

Offentliche Belange sind auch dann beein-
trachtigt, wenn das Vorhaben schéadliche
Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder
ihnen ausgesetzt wird. Das Gebot der Vermei-
dung schadlicher Umwelteinwirkungen ist
eine Ausprdgung des allgemeinen Gebots der
Ricksichtnahme, dessen Anwendungsbereich
sich auf alle Bauvorhaben erstreckt. Im
AuBenbereich werden durch verschiedene
Bauvorhaben (z.B. Tierhaltungsbetriebe, sto-
rende Gewerbebetriebe, Windenergieanlagen)
Emissionen verursacht, die insbesondere
dann von Bedeutung sind, wenn die Bauvor-
haben in der Ndhe von Wohnh&usern geplant
sind. Zu den Emissionen zahlen Luftverunrei-
nigungen, Gerliche, Gerdusche, Erschitterun-



gen, Licht, Warme, Strahlen und a&hnliche
Umwelteinwirkungen. Im Immissionsschutz-
recht gibt es eine Vielzahl von technischen
Regelwerken, wie z.B.
— die Technische Anleitung

zum Schutz gegen Larm (TA Larm),
— die Technische Anleitung zur

Reinhaltung der Luft (TA Luft),
— Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL),
— die VDI-Richtlinie 3471 (Schweinehaltung)

oder
— die VDI-Richtlinie 3472 (HUhnerhaltung),
die Grenzwerte fir bestimmte Schadstoffe
und Mindestabstédnde zur ndchsten Wohnbe-
bauung festlegen. Diese Regelwerke bilden
fur die Beurteilung der Zumutbarkeit einen
Orientierungsrahmen. Im konkreten Einzelfall
ist zu ermitteln, ob von einer erheblichen
Beldstigung und damit von schéadlichen
Umwelteinwirkungen auszugehen ist, die
einer Baugenehmigung entgegenstehen. Ggf.
kann eine Genehmigungsfahigkeit auch durch
besondere MaBnahmen (z.B. Einbau von
Abluftreinigungsanlagen bei Intensivtierhal-
tungen) erreicht werden. Dagegen ist es nicht
madglich, dass ein betroffener Nachbar auf
seine Abwehrrechte verzichtet, um eine
Genehmigungsféhigkeit zu erreichen.
Zumutbarkeitsfragen stellen sich nicht nur bei
Abwehransprichen von Eigentiimern wohnge-
nutzter Grundstliicke gegeniliber emittierenden
Betrieben, sondern auch umgekehrt. So kann
ein Landwirt Abwehrrechte geltend machen,
wenn die Wohnbebauung an seinen Betrieb
heranrickt und er in seinen betrieblichen Ent-
wicklungsmdéglichkeiten eingeschrankt wird.
Dabei ist die realistische Entwicklung des
Betriebes Uber einen Uberschaubaren Zeit-
raum zu berlicksichtigen.

AA Unwirtschaftliche Aufwendungen

fur offentliche Einrichtungen

Wenn durch ein AuBenbereichsvorhaben
unwirtschaftliche Aufwendungen fir StraBen,
Ver- oder Entsorgungsanlagen oder flr sonsti-
ge Aufgaben verursacht werden, kann dies als
offentlicher Belang einer Baugenehmigung
entgegenstehen. So ist der Fall denkbar, dass
ein gemeindlicher Wirtschaftsweg nicht in der
Lage ist, den durch eine neue Nutzung verur-
sachten Kraftfahrzeugverkehr aufzunehmen.
Neben den Aufwendungen fir den Ausbau der
StraBe sind auch Unterhaltungskosten zu
berlcksichtigen. Die Aufwendungen sind
unwirtschaftlich, wenn die flir das Vorhaben
notwendigen ErschlieBungsanlagen anson-
sten fur eine geordnete Entwicklung der
Gemeinde ohne Bedeutung sind und Uberwie-
gend den Interessen des einzelnen Bauherrn
zugute kommen. Im Einzelfall kann dann aber
die Mdglichkeit bestehen, die ErschlieBung
durch eine privatrechtliche Vereinbarung zwi-
schen Bauherrn und Gemeinde zu regeln.

AA Belange des Naturschutzes und

der Landschaftspflege

Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zielen darauf, die Leistungsfa-
higkeit des Naturhaushalts, die Nutzfédhigkeit
der Naturglter, die Tier- und Pflanzenwelt
sowie die Vielfalt, Eigenart und Schénheit von
Natur und Landschaft als Lebensgrundlagen
des Menschen nachhaltig zu sichern. Sowohl
das Bundesnaturschutzgesetz als auch das
Landschaftsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen legen fest, dass vermeidbare
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft
zu unterlassen sowie unvermeidbare Beein-
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trachtigungen durch MaBnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auszu-
gleichen sind. Zu den AusgleichsmaBnah-

men zahlen z.B. Anpflanzungen, um die
optisch nachteiligen Wirkungen des Vorha-
bens zu mildern. Weiterhin kommen Ersatz-
maBnahmen in Frage, wenn ein Ausgleich am
Ort des Vorhabens nicht mdglich ist. Die
ErsatzmaBnahmen kdénnen an anderer Stelle
durchgefiihrt werden, sie missen nach Art
und Umfang geeignet sein, die Funktionen
des Naturhaushaltes oder der Landschaft
wieder herzustellen. Unter besonderen Vor-
aussetzungen, wenn Ausgleichs- oder Ersatz-
maBnahmen nicht méglich sind, kann die Zah-
lung eines Ersatzgeldes in Anspruch genom-
men werden.

Beeintrachtigung der natiirlichen

Eigenart der Landschaft

Die natlrliche Eigenart der Landschaft ist
gekennzeichnet durch die dort vorkommende
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Bodennutzung. Vorhaben, die dieser Boden-
nutzung nicht entsprechen, beeintrdchtigen
die natirliche Eigenart der Landschaft. Der
offentliche Belang umfasst den Schutz des
AuBenbereichs vor einer wesensfremden Nut-
zung (z.B. Wochenendhauser oder gewerbli-
che Betriebe). Dieser Belang ist dann nicht
mehr von Bedeutung, wenn in der Umgebung
bereits eine nicht nur unbedeutende Zahl von
vergleichbaren baulichen Anlagen vorhanden
ist, die dann ebenfalls den Charakter der
Landschaft mitbestimmen.

Verunstaltung des Orts-

und Landschaftsbilds

Bei diesem Belang geht es um den astheti-
schen Schutz der Landschaft vor nachteili-
gen Veradnderungen. Die bloBe Beeintrachti-
gung fuhrt noch nicht zur Unzuldssigkeit. Das
Bundesverwaltungsgericht hat dazu ausge-
fuhrt, dass eine Verunstaltung dann vorliegt,
wenn das Bauvorhaben dem Orts- und Land-
schaftsbild in &sthetischer Hinsicht grob
unangemessen ist und auch von einem fir
asthetische Eindriicke offenen Betrachter als
belastend empfunden wird.

Gefahrdung der Wasserwirtschaft

Der offentliche Belang der Gefahrdung der
Wasserwirtschaft steht im unmittelbaren
Zusammenhang mit den Zielen des Wasser-
rechtes. Eine Gefdhrdung der Wasserwirt-
schaft kann z.B. durch Grundwasserverunrei-
nigungen vorliegen. Die Gefahr einer Grund-
wasserverunreinigung ist im AuBenbereich
insbesondere gegeben, weil es haufig an
einer ordnungsgemaBen Kanalisation fehlt. Im



Einzelfall wird zu prifen sein, ob die Vorkeh-
rungen zum Grundwasserschutz ausreichen.

AA Unerwiinschte Splittersiedlung/

Zersiedelung der Landschaft

Eine Beeintrachtigung offentlicher Belange
liegt auch dann vor, wenn die Entstehung,
Verfestigung oder Erweiterung einer Split-
tersiedlung zu befirchten ist. Die Splitter-
siedlung grenzt sich von einer geschlossenen
Ortslage ab, sie ist gekennzeichnet durch eine
zusammenhanglose Bebauung von gerin-
gem stddtebaulichen Gewicht. Durch die
Beschreibung als 6ffentlichen Belang will der
Gesetzgeber vermeiden, dass Splittersiedlun-
gen entstehen oder sich verfestigen und
erweitern. Es geht darum, die Entstehung

unorganischer Siedlungsstrukturen und damit
jede Zersiedelung des AuBenbereichs zu ver-
hindern. Auch soll vermieden werden, dass
die Bewohner der Splittersiedlung zusétzliche
Anspriche insbesondere im Hinblick auf die
Infrastruktur geltend machen kénnen.

AA

Zu einer Splittersiedlung kénnen alle bau-
lichen Anlagen beitragen. Es kommt nicht
auf die Anzahl der vorgesehenen Gebaude an.
Bereits wenn ein Bauvorhaben im AuBenbe-
reich beabsichtigt ist, ist die Entstehung einer
Splittersiedlung und damit die Einleitung der
Zersiedelung der Landschaft zu beflirchten.
Der Gesetzgeber hatte bei der Regelung des
§ 35 BauGB gerade das Ziel, die freie Natur
vor einer solchen Zersiedelung zu schitzen.

Gebot des flachensparenden Bauens

Far die Zulassigkeit von Bauvorhaben im
AuBenbereich ist das Gebot der gréBtmdg-
lichen Schonung des AuBenbereichs von
besonderer Bedeutung. Fir alle Bauvorha-
ben im AuBenbereich gilt, dass sie in einer
flachensparenden, die Bodenversiegelung
auf das notwendige MaB begrenzenden und
den AuBenbereich schonenden Weise aus-
zufihren sind (§ 35 Abs. 5 BauGB). Insoweit
kénnen sich aus dem Gebot gréoBtmaoglicher
Schonung des AuBenbereichs auch Anforde-
rungen an die Ausfihrung von privilegierten
Bauvorhaben ergeben. So kann z.B. gefordert
werden, die Standorte der baulichen Anlagen
einer Hofstelle enger zusammenzufassen bzw.
im Interesse einer Vermeidung von UbermaBi-
gen Bodenversiegelungen zu verschieben. Im
Ubrigen ist die Bauausfiihrung so auszuge-
stalten, dass Bodenversiegelungen moéglichst
vermieden werden. Dies gilt nicht nur fir die
Geb&ude, sondern auch fir die weiteren bau-
lichen Anlagen wie z.B. Zufahrt, Zuwegung
und Terrasse.

15



2.3 ERSCHLIESSUNG

Fur die Zulassung von Bauvorhaben im AuBenbe-
reich ist es grundséatzliche Voraussetzung, dass
die ErschlieBung gesichert ist. Nach § 35 Abs. 1
BauGB reicht fur privilegierte Vorhaben eine
sausreichende” ErschlieBung. Durch diese For-
mulierung bringt der Gesetzgeber zum Ausdruck,
dass gerade im AuBenbereich die Anforderungen
an die ErschlieBung objektbezogen sind und nicht
die fur Baugebiete einschldgigen MaBstédbe anzu-
setzen sind. Welche Anforderungen an die
ErschlieBung im einzelnen zu stellen sind, richtet
sich nach dem konkreten Vorhaben, das auf dem
Grundstick realisiert werden soll. Es kommt auf
die Auswirkungen und Bedlrfnisse des einzelnen
Vorhabens an.

Folgende ErschlieBungsanlagen mussen in der
Regel mindestens bestehen:

AA ausreichende Zuwegung:

Die Anforderungen an die Zuwegung beurtei-
len sich nach dem zu erwartenden Zu- und
Abgangsverkehr. Je starker der Verkehr sein
wird, desto hoher sind die Anforderungen an
den Weg. Fir dauernd bewohnte Gebaude gilt
fur die Zuwegung die Mindestvoraussetzung,
dass das AuBenbereichsgrundstiick von Fahr-
zeugen erreicht werden kann, die im 6ffent-
lichen Interesse unterwegs sind, wie Polizei-,
Kranken-, Feuerwehr- und Miullfahrzeuge.
Wenn das Baugrundstlick nicht unmittelbar an
eine offentliche Verkehrsflache angrenzt,
muss die verkehrliche ErschlieBung Utber Pri-
vatgrundstiicke durch Baulasteintragung ge-
sichert sein.
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AA Ver- und Entsorgung:
Auch die Anforderungen an die Ver- und Ent-
sorgung richten sich nach dem Kkonkreten
Bauvorhaben. Fir ein Wohnbauvorhaben
missen z.B. Stromanschluss, einwandfreies
Trink- und Léschwasser sowie die Mdglichkeit
der ordnungsgemaBen Abwasser- und Abfall-
beseitigung gegeben sein.
Von besonderer Bedeutung ist die Abwasser-
beseitigungspflicht, die grundsétzlich den
Gemeinden zugewiesen ist. Im wenig besie-
delten AuBenbereich wéare jedoch der
Anschluss aller Grundstiicke an das 6ffentli-
che Kanalnetz aufgrund der groBen Entfer-
nungen technisch und finanziell zu aufwéndig.
In diesen Fallen Ubertrégt die Untere Wasser-
behérde die Abwasserbeseitigungspflicht auf
den Grundstlickseigentimer, so dass dieser
selbst fur die ordnungsgemdaBe Beseitigung
des Abwassers verantwortlich ist. Den Klein-
kldranlagen kommt hierdurch gerade in dem
groBflachigen Kreis Borken eine besondere
Bedeutung zu. Zurzeit sind hier etwa 5.000
Kleinkldranlagen in Betrieb.
Eine Kleinkladranlage besteht aus einer
mechanischen Vorbehandlung (Mehrkammer-
behalter) und einer biologischen Nachbe-
handlung. Neben den ublichen Kleinklaranla-
gen haben sich in der Praxis auch Pflanzen-
klarstufen als Hauptreinigungsstufen bewéhrt.
Ein Beispiel fur eine Pflanzenklaranlage ist auf
der folgenden Seite abgebildet.
Vor Baubeginn ist flr die vorgesehene Klein-
klaranlage eine wasserrechtliche Genehmi-
gung zum Bau und Betrieb der Anlage sowie
eine wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung
des gereinigten Abwassers in ein Gewasser
bei der Unteren Wasserbehdrde einzuholen.



Beispiel fir eine
r Pflanzenklaranlage
' (System Mettmann)
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Abwassers als Schlamm abgeschieden. Die Stoffe, die schwerer
als Wasser sind, sinken auf den Boden ab und bilden den Boden- oder
Primarschlamm. Die leichteren Stoffe schwimmen an der Oberflache und bil-
den den Schwimmschlamm. Ein Mehrkammerbehaélter ist so konstruiert, dass er den Bodenschlamm
speichert und den Schwimmschlamm durch Tauchwénde im Behélter zurlickhélt. Der Schlamm wird
nach Bedarf durch die Gemeinde entsorgt.

Biologische Pflanzenklarstufe: Bepflanzter Bodenfilter

Die Reinigungsfunktion in der biologischen Nachbehandlung Gbernehmen Mikroorganismen, die sich
auf dem Bodenfilter und im Wurzelbereich der Pflanzen ansiedeln. Das aus dem Mehrkammerbehéalter
kommende Abwasser wird im Zulaufbereich des Bodenfilters mit Drainagerohren Uber die gesamte
Breite verteilt. Vor dem Ablauf befindet sich ebenfalls Gber die gesamte Breite ein Drainagerohr, das
das Abwasser wieder aufnimmt und in den nachfolgenden Kontrollschacht leitet. Der Kontrollschacht
ermdglicht die Regulierung des Wasserstands und die Entnahme von Wasserproben. AnschlieBend
wird das Abwasser in ein Gewdasser abgeleitet. In dem gesamten System der Pflanzenklaranlage
besteht keine offene Wasseroberflache.
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3. PRIVILEGIERTE
BAUVORHABEN

Die in § 35 Abs. 1 BauGB aufgefiihrten Vorhaben
sind im AuBenbereich zuldssig, wenn ihnen
offentliche Belange nicht entgegenstehen und die
ausreichende ErschlieBung gesichert ist. Sie sind
damit allen sonstigen Vorhaben gegenlber im
AuBenbereich erleichtert zuldssig und somit pri-
vilegiert. Die Bedeutung der Privilegierung liegt
darin, dass der Gesetzgeber fir diese Vorhaben
»Sozusagen eine generelle Planung” Ubernommen
und ihnen einen Standort im AuBenbereich zu-
gewiesen hat.

Der Bundesgesetzgeber hat den Katalog der privi-
legierten Vorhaben in den vergangenen Jahren
mehrfach angepasst. Die Privilegierung fur die so
genannten vorgezogenen Altenteilwohnhauser und
fir die Landarbeiterstellen ist entfallen, da diese
Falle infolge der verdnderten Strukturen in der
Landwirtschaft keine praktische Relevanz mehr
haben. Dem stehen neue Privilegierungstatbestan-
de gegenlber, die den Strukturwandel in der Land-
wirtschaft berlcksichtigen und insbesondere die
Nutzung erneuerbarer Energien unterstitzen sollen.

Privilegierte
Bauvorhaben

im AuBenbereich

Landwirtschaftliche
Betriebe

§ 35 Abs. 1 Nr. 1
BauGB

Forstwirtschaftliche
Betriebe

§ 35 Abs. 1 Nr. 1
BauGB

Gartenbaubetriebe

§ 35 Abs. 1 Nr. 2
BauGB

Sonstige privilegierte Vorhaben

e Anlagen der 6ffentlichen Versorgung

e Standortgebundene Betriebe
e Zweckgebundene Anlagen

e Anlagen der Wind- u. Wasserenergie

¢ Biomasseanlagen
e Kernenergieanlagen

§ 35 Abs. 1 Nr. 3-7 BauGB
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3.1 LANDWIRTSCHAFTLICHE BAUVORHABEN

Privilegiert ist ein Vorhaben, wenn es einem land-
wirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen
untergeordneten Teil der Betriebsflache einnimmt
(§ 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB).

3.1.1 LANDWIRTSCHAFTLICHER BETRIEB
Was gehort zur Landwirtschaft im Sinne des Bau-
rechts?

AA

AA

Der Begriff der Landwirtschaft ist in § 201
BauGB definiert. Danach ist Landwirtschaft
im Sinne des Baugesetzbuches insbesondere
Ackerbau, Wiesen- und Weidewirtschaft ein-
schlieBlich Tierhaltung, so weit das Futter
Uberwiegend auf den zum landwirtschaft-
lichen Betrieb gehérenden, landwirtschaftlich
genutzten Flachen erzeugt werden kann, die
gartenbauliche Erzeugung, der Erwerbsobst-
bau und der Weinbau, die berufsmaBige Imke-
rei und die berufsméaBige Binnenfischerei.

Voraussetzung ist die unmittelbare Bodener-
tragsnutzung, bei der pflanzliche und tieri-
sche Erzeugnisse in nicht unerheblichem MafB

AA

gewonnen werden. Der Boden muss zum
Zwecke der Nutzung seines Ertrags planma-
Big und eigenverantwortlich bewirtschaftet
werden. (An der unmittelbaren Bodenertrags-
nutzung fehlt es z.B. bei Landschaftsbaube-
trieben, landwirtschaftlichen Lohnunterneh-
men oder bei Vieh- und Landhandel mit der
Folge, dass derartige Betriebe nicht zu den
privilegierten Bauvorhaben im AuBenbereich
zédhlen. Nach dem Willen des Gesetzgebers
sollen sich diese Betriebe in Gewerbe- bzw.
Industriegebieten ansiedeln.)

Tierhaltung und Tierzucht gehéren dann zur
Landwirtschaft, wenn das Futter Uberwie-
gend auf den zum landwirtschaftlichen
Betrieb gehdrenden, landwirtschaftlich ge-
nutzten Flachen erzeugt werden kann. So
reicht es nach der Anderung des Baugesetz-
buches im Sommer 2004 aus, wenn geniigend
landwirtschaftlich genutzte Flachen, die zum
landwirtschaftlichen Betrieb gehdren, zur
Uberwiegenden Futtererzeugung vorhanden
sind. Auf die unmittelbare Verfltterung des
erzeugten Futters an die Tiere kommt es nun
nicht mehr an. Betriebe, die nicht Uber ausrei-
chende Flachen verfligen, gehéren dagegen
nicht zur Landwirtschaft im Sinne des Bau-
rechts. (Stallanlagen fiir diese Betriebe kon-
nen aber im Einzelfall unter den Vorausset-
zungen des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB ebenfalls
privilegiert im AuBenbereich zuldssig sein).
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Es gibt drei Formen von landwirtschaftlicher Tatigkeit:

Hobbylandwirtschaft I

Nebenerwerbsbetrieb

Haupterwerbsbetrieb

v v v

Privilegierung
nicht gegeben

Privilegierung gegeben Privilegierung gegeben

Voraussetzung fir einen privilegierten landwirtschaftlichen Betrieb ist die
Nachhaltigkeit der landwirtschaftlichen Tatigkeit:

AA ausreichende GroBe der AA auf Dauer angelegt und lebensfahig:

bewirtschafteten Betriebsflache:

Dem landwirtschaftlichen Betrieb missen fir
die Bodenertragsnutzung ausreichend Fla-
chen zur Verfigung stehen. Der Flachenbe-
darf ist je nach Art des landwirtschaftlichen
Betriebes unterschiedlich. Das Verhéltnis von
Eigentums- zur Pachtflache ist dabei von
besonderer Bedeutung. Je gréBer der Eigen-
tumsanteil des Landwirtes an dem bewirt-
schafteten Betrieb nebst Fldche ist, um so
eher ist von einer auf Dauer angelegten
Betriebsfihrung auszugehen. Pachtflachen
kdnnen berlcksichtigt werden, wenn die Fla-
chen langfristig an den Landwirt verpachtet
sind (im Regelfall mindestens 12 Jahre Pacht-
dauer). Ein landwirtschaftlicher Betrieb, der
ausschlieBlich Pachtflachen bewirtschaftet,
erfullt die Voraussetzungen fur die Nachhal-
tigkeit in der Regel nicht.

Kreis Borken - Bauen im AuBenbereich

Der dauerhafte Bestand des landwirtschaft-
lichen Betriebes muss gewédhrleistet sein.
Diese Voraussetzung ist erflllt, wenn auf-
grund der Betriebsstruktur und der weiteren
Umstadnde davon ausgegangen werden kann,
dass der Betrieb nicht nur voriibergehend
betrieben werden soll. Der landwirtschaftli-
che Betrieb muss auf Generationen angelegt
sein.
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AA Absicht der Gewinnerzielung:

Der Arbeits- und Kapitaleinsatz muss in einem
verninftigen Verhaltnis zum Gewinn stehen,
der bei realistischer Betrachtung erwirtschaf-
tet werden kann. Insbesondere bei Nebener-
werbsbetrieben ist die Absicht der Gewin-
nerzielung fir die Beurteilung der Privilegie-
rung entscheidend. Der Betrieb muss darauf
gerichtet sein, dem Betreiber —-neben seinem
Hauptberuf- weitere Einnahmen zu verschaf-
fen und damit seine Existenz wirtschaftlich
zusétzlich abzusichern. Das Einkommen aus
der Landwirtschaft darf damit im Verhéaltnis
zum sonstigen Einkommen nicht unerheblich
sein.
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AA personliche Eignung des

Betriebsleiters als Landwirt:

Die persénliche Eignung des Betriebsleiters
als Landwirt erfordert nicht unbedingt eine
besondere Qualifikation. Auch nachgewiesene
Erfahrung kann fir die persdnliche Eignung
ausreichend sein.




Neubau eines
Boxenlaufstalles
mit Melkanlage
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3.1.2 DIENENDE FUNKTION DES VORHABENS

Eine weitere Genehmigungsvoraussetzung ist,
dass das Bauvorhaben dem landwirtschaftlichen
Betrieb dienen muss. Das Bundesverwaltungs-
gericht hat zur ,dienenden Funktion® Folgendes
ausgefihrt:

,Ein Vorhaben dient einem landwirtschaftlichen

Betrieb, wenn

a) ein verniinftiger Landwirt - auch und gerade
unter Beriicksichtigung des Gebots groBt-
moglicher Schonung des AuBenbereichs -
dieses Vorhaben mit etwa gleichem Verwen-
dungszweck und mit einer etwa gleichen
Gestaltung und Ausstattung fur einen entspre-
chenden Betrieb errichten wirde und

b) das Vorhaben durch diese Zuordnung zu dem
konkreten Betrieb auch &uBerlich erkennbar
gepragt wird.

Was objektiv einem landwirtschaftlichen Betrieb
dient, muss am konkreten Einzelfall beurteilt wer-
den. Folgende Merkmale mussen vorliegen:

AA Zwischen dem Vorhaben und der tatsach-
lichen Bodennutzung und Bodenbewirtschaf-
tung des Betriebes muss ein Funktionszu-
sammenhang bestehen. Nicht der nur be-
hauptete Zweck des Vorhabens, sondern
seine wirkliche Funktion ist entscheidend.
Das Vorhaben muss flir den Betrieb sachge-
recht sein. So fehlt die dienende Funktion
eines Gebaudes, wenn es fir den angegebe-
nen Zweck Uberdimensioniert oder in seiner
konkreten Beschaffenheit so luxuridés ausge-
stattet ist (Fliesen, Zentralheizung fur ein
Stallgeb&ude), dass sich eine betriebsfremde
Nutzung geradezu aufdrangt.
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AA Die raumliche Zuordnung des konkreten
Vorhabens zum Betrieb muss gegeben sein.
Der Standort der baulichen Anlage muss
durch betriebliche Erfordernisse bestimmt
sein.

3.1.3 UNTERGEORDNETER TEIL
DER BETRIEBSFLACHE

Das Bauvorhaben darf nur einen untergeordne-
ten Teil der Betriebsflache einnehmen. Die bau-
lichen Anlagen missen unter Berlcksichtigung
der GroBe, der Art und der Intensitdt des land-
wirtschaftlichen Betriebes im Verhaltnis zu den
unbebauten Betriebsflachen untergeordnet sein.
Die Betriebsflaiche muss die Grundflache des
Vorhabens derart lbersteigen, dass die Betriebs-
flache den Schwerpunkt darstellt. Diese Voraus-
setzung wird bei groBflachigen landwirtschaft-
lichen Betrieben regelmaBig erflllt sein, so dass
das Merkmal in der Praxis nur selten von Bedeu-
tung ist.
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3.1.4 ART DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN
BAUVORHABEN

Sofern im konkreten Fall die Voraussetzungen fur

ein privilegiertes landwirtschaftliches Bauvorha-

ben erfillt sind, sind in der Regel folgende Bau-

vorhaben genehmigungsfahig:

e Betriebsleiterwohnhaus fiir den Landwirt
und seine Familie,

¢ landwirtschaftliche Betriebsgebaude,
u.a. Stallgebdude, Lagergebaude fiir Futter
(z.B. Getreide-, Heu- und Strohlager),
Maschinen- und Geratehallen, Scheunen,
Remisen und Schuppen, ggf. eine Reit- und
Bewegungshalle fiir einen Pensionspferde-
betrieb,

e weitere bauliche Anlagen (u.a. Futtersilo,
Giillehochbehélter und Dungplatte) sowie

e technische Anlagen und Einrichtungen (u.a.
Eigenverbrauchstankanlage und Futter-
trocknungsanlage).

Bei der Beurteilung dieser Vorhaben ist das

Gebot der groBtmoglichen Schonung des AuBen-

bereichs zu beachten. So muss die dienende

Funktion der baulichen Anlage fir den landwirt-

schaftlichen Betrieb nicht nur in der Nutzung,

sondern auch in der GréBe nachvollziehbar sein.

Fur privilegierte landwirtschaftliche Wohnungen
sind Wohnflachenobergrenzen zu berlcksichti-
gen. Haupterwerbsbetriebe haben neben dem

Lageplan und Bauzeichnungen zu
Altenteilerwohnh&usern

Garage

A Wohn- u.
.IEssraum ...'a *_"-.

o
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Fur sehr groBe Haupterwerbsbetriebe kann unter
Umsténden auch ein Anspruch auf eine betriebs-
bezogene Landarbeiterwohnung bestehen. Ent-
scheidend sind der Dauerbedarf an Arbeitskréaf-
ten auf dem Hof und die Frage der Wirtschaftlich-
keit fur den landwirtschaftlichen Betrieb. Eine
Landarbeiterwohnung ist nur dann zuldssig, wenn
wegen der Art und der GréBe des landwirtschaft-
lichen Betriebes dauerhaft mit der Beschéftigung
eines Landarbeiters zu rechnen ist.

landwirtschaftlichen Betriebsleiterwohnhaus
mit einer Wohnflache von max. 192 gm +
Zuschlag fur ein angemessenes Biro (als
Wohnflache gelten die Rohbaumale ohne Abzlige)

einen Anspruch auf ein Altenteilerwohnhaus fur
den Generationenwechsel. Nach den allgemeinen
Bedirfnissen eines Altenteilers ist dabei regelma-
Big von einer Wohn-/Nutzflache von bis zu 145 gm
auszugehen. Im Einzelfall kann eine groBere
Wohnflache zugestanden werden, wenn dies auf-
grund besonderer Umsténde erforderlich ist. Eine
ausschlieBlich ebenerdige Planung ist aufgrund
des Gebots des flachensparenden Bauens in der
Regel nicht zuldssig. Die Entfernung des Alten-
teilers von der Hofstelle soll im Ubrigen nicht
mehr als 50 m betragen.

Das Altenteilerwohnhaus fir den Haupterwerbs-
betrieb entspricht dem Bild des herkédmmlichen
landwirtschaftlichen Betriebes, fiir den der Alten-

teiler typischerweise bei Bedarf noch in die Mit- - _' 1 ; ' .
arbeit des Hofes einbezogen werden kann. An | "  Rha " - ‘ﬂ

dieser Vorstellung fehlt es in der Regel bei land- = o AR e
wirtschaftlichen Nebenerwerbsbetrieben, bei = 2

denen die Errichtung eines zweiten Wohnhauses  Direktvermarktung von Produkten aus der
schon wirtschaftlich nicht sinnvoll erscheint. Landwirtschaft

26 Kreis Borken - Bauen im AuBBenbereich



3.1.5 MiTzIEHENDE PRIVILEGIERUNG

Einzelne Betatigungen kénnen durch ihre betrieb-
liche Zuordnung zur landwirtschaftlichen Téatig-
keit von dieser ,mitgezogen® werden und damit
an der Privilegierung teilhaben, auch wenn sie bei
isolierter Betrachtung landwirtschaftsfremd
sind (,mitgezogene” Betriebsteile).

Voraussetzungen fir eine mitziehende Privilegie-

rung:

AA enger Zusammenhang mit der Bodener-
tragsnutzung und ihren vielfaltigen Formen,

AA untergeordneter Betriebsteil (,bodenrechtli-
che Nebensache”) gegenlber der vorhande-
nen landwirtschaftlichen Bet&tigung,

AA Erscheinungsbild des landwirtschaftlichen
Betriebs muss insgesamt gewahrt bleiben.

Ein Beispiel fir einen mitgezogenen Betriebsteil
ist die Direktvermarktung von landwirtschaft-
lichen Produkten vom Hof aus (z.B. Hofladen),
ggf. verbunden mit einem kleinen Bauerncafé.
Der Schwerpunkt der Vermarktung muss hierbei
eindeutig bei den selbsterzeugten Produkten lie-
gen. Expandiert eine derartige Verkaufsstelle
bzw. die Nutzung als Bauerncafé, so dass wegen
florierender Umséatze Uberwiegend Fremderzeug-
nisse angeboten werden, liegt eine Nutzungséan-
derung vor. Ein derartiger Betrieb ist im AuBenbe-
reich nicht mehr privilegiert.

Auch die Vermietung von Zimmern an Feriengaste
(,Ferien auf den Bauer nhof“) kann eine mitgezo-
gene Betatigung darstellen, sofer n die Gaste am
Hofleben teilnehmen.

Jedoch sind Neubauten und/oder der neubaugleiche Ersatz

zum Zwecke der Schaffung von Ferienwohnungen
unzulassig.

3.1.6 GENEHMIGUNGSFREIE
LANDWIRTSCHAFTLICHE BAUVORHABEN

Die Bundesldnder haben die Maglichkeit,
bestimmte Bauvorhaben von der Baugenehmi-
gungspflicht zu befreien. Fir Nordrhein-Westfa-
len wird in § 65 der Landesbauordnung der Kata-
log der genehmigungsfreien Vorhaben aufgefihrt.
Diese Bauvorhaben bedirfen keiner Baugenehmi-
gung, sie sind aber ansonsten an das materielle
Recht gebunden. So mussen z.B. Abstandfla-
chen zur Grenze eingehalten werden oder es sind
nach anderen Vorschriften erforderliche Geneh-
migungen (z.B. nach dem StraBenrecht) oder
Befreiungen (z.B. in einem Landschaftsschutzge-
biet) einzuholen.

Fir landwirtschaftliche Betriebe sind insbeson-

dere folgende genehmigungsfreie bauliche Anla-

gen von Bedeutung:

AA Behelfsbauten zum Schutz
von Pflanzen und Tieren:
Gebaude bis zu 4,0 m Firsthéhe, die nur zum
voriibergehenden Schutz von Pflanzen und
Tieren bestimmt sind und die einem landwirt-
schaftlichen Betrieb dienen, dirfen ohne Bau-
genehmigung errichtet werden. Hierzu zahlen
Behelfsbauten oder untergeordnete Gebéau-
de, wie z.B. auf Viehweiden (Ubliche, ohne
Fundament und leicht gebaute Schutzhitten
oder zerlegbare, transportable Gewéachshau-
ser, die je nach Bedarf auf den Gartenbaufla-
chen Uber schutzbedurftige Frihkulturen auf-
gestellt werden. Das Geb&dude muss nach
objektiven Merkmalen geeignet sein, lediglich
voribergehenden Zwecken zu dienen, was
eine einfache Ausflhrung erfordert.
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AA Gewachshéduser ohne Verkaufsstatten:
Gewachshauser bis zu 4,0 m Firsthdhe, die
einem landwirtschaftlichen oder einem Gar-
tenbaubetrieb dienen, zdhlen ebenfalls zu den
baugenehmigungsfreien Vorhaben. Dem
Gewéachshaus darf keine Verkaufsstatte (z.B.
fur Blumen oder Obst) angeordnet sein, ande-
renfalls unterfallt die bauliche Anlage insge-
samt dem Baugenehmigungsverfahren.

3.2 FORSTWIRTSCHAFTLICHE BETRIEBE

Die Privilegierung des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
bezieht sich auch auf die forstwirtschaftlichen
Betriebe. Unter Forstwirtschaft ist die planmaBi-
ge Bewirtschaftung des Waldes zu verstehen
(Anbau, Pflege und Abschlag von Wald zum
Zwecke der Holzgewinnung). Die Bewirtschaftung
erstreckt sich darauf, Wald im Rahmen seiner
Zweckbestimmung und unter Berlcksichtigung
seiner Schutz- und Erholungsfunktion zu pflegen,
zu nutzen und fur die Wiederaufforstung kahl
geschlagener Flachen zu sorgen.

Ahnlich wie bei der Landwirtschaft ist die Privile-
gierung an eine bestimmte Form der Bodenbe-
wirtschaftung und Bodennutzung geknupft. Da
die Forstwirtschaft weit weniger intensiv als die
Landwirtschaft betrieben wird, bendtigt der
Forstwirt fir eine Privilegierung gréBere Waldfla-
chen. Im Ubrigen gelten fiir die Zulassung von
forstwirtschaftlichen Bauvorhaben im Wesent-
lichen die Kriterien fur landwirtschaftliche Bau-
vorhaben entsprechend.

Forstwirtschaftliche Betriebe sind gegenilber
Gewerbebetrieben abzugrenzen. So sind Unter-
nehmen des Holzhandels und Holzeinschlags
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keine privilegierten forstwirtschaftlichen Betrie-
be, sondern forstwirtschaftliche Lohn- oder
Dienstleistungsbetriebe. Auch Betriebe, die forst-
wirtschaftliche Arbeiten fir Dritte durchfthren,
z&ahlen nicht zu den privilegierten Betrieben.

3.3 GARTENBAUBETRIEBE

Nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB zahlen Vorhaben,
die einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung
dienen, ebenfalls zu den privilegierten Bauvorha-
ben. Die gartenbauliche Erzeugung umfasst den
Anbau von Pflanzen als unmittelbare Nutzung
des Bodens. Sie gehort auch zur Landwirtschaft;
im Gegensatz zu den landwirtschaftlichen Bau-
vorhaben nach Nr. 1 hat der Gesetzgeber hier
aber auf die Einschrdnkung verzichtet, dass das
Vorhaben nur einen untergeordneten Teil der
Betriebsflache einnehmen darf. Die weiteren Vor-
aussetzungen (Betrieb und dienende Funktion)
mussen auch fir die Gartenbaubetriebe vorlie-
gen.

Die Privilegierung fur Gartenbaubetriebe erfasst
ausschlieBlich Betriebe, die der pflanzlichen Pro-




duktion/ Zichtung dienen. Landschaftsbaubetrie-
be zahlen nicht dazu.

Im Gegensatz zu den land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben hat die Gemeinde die Mdglich-
keit, die Zulassigkeit der Gartenbaubetriebe zu
steuern. So kann sie Uber den Flachennutzungs-
plan die Ansiedlung von Betrieben der gartenbau-
lichen Erzeugung mit ihren heute zumeist umfan-
greichen Unterglasflachen regeln, indem sie
ihnen nur bestimmte Bereiche im Gemeindege-
biet zuweist, um andere Bereiche des Gemeinde-
gebietes von solchen Betrieben freizuhalten.

Durch die BauGB-Novelle 2004 wurde eine Riick-
bauverpflichtung fir bauliche Anlagen eines
Gartenbaubetriebes aufgenommen. Deshalb ist
fir diese Bauvorhaben als weitere Zulédssigkeits-
voraussetzung eine Verpflichtungserklarung
(Baulast) abzugeben, das Vorhaben nach dauer-
hafter Aufgabe der zulassigen Nutzung zurlickzu-
bauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen.

3.4 AUFGRUND BESONDERER ANFORDERUNGEN
IN DEN AUSSENBEREICH GEHORENDE
VORHABEN

Der § 35 Abs. 1 BauGB fuhrt in den Nummern 3-

7 weitere Bauvorhaben auf, die aufgrund beson-

derer Anforderungen und dem Wesen nach in

den AuBenbereich gehéren. Sie zdhlen damit

ebenfalls zu den privilegierten Bauvorhaben:

AA Vorhaben fiir die 6ffentliche Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Telekommunikations-
dienstleistungen, Warme und Wasser sowie
der Abwasserwirtschaft (Nr. 3; z.B. Rund-
funk- und Fernsehturm, Leitungsmast, Was-
serwerk, Klarwerk):

AA

AA

AA

Durch die hier aufgezéhlten Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen werden Anlagen von
einem bestimmten Zweck her privilegiert. Es
handelt sich in erster Linie um Aufgaben der
Daseinsvorsorge, die einen spezifischen
Standortbezug zum AuBenbereich haben.
ortsgebundene gewerbliche Betriebe (Nr. 3;
z.B. Sandgrube, Ziegelei):

Ortsgebunden ist ein gewerblicher Betrieb,
wenn das betreffende Gewerbe seinem Wesen
und seinem Gegenstand nach und nicht etwa
nur aus Grinden der Rentabilitdt auf die geo-
grafische und geologische Eigenart des
Standortes im AuBenbereich angewiesen ist.
wegen besonderer Anforderungen an die
Umgebung (Nr. 4; z.B. Wetterstation, Aus-
sichtsturm, Sternwarte):

Diese Vorhaben weisen umgebungsbezogene
Anforderungen und Wirkungen sowie Zweck-
bestimmungen auf. Sie haben eine bestimmte
Beziehung zu den Eigenarten der Umgebung,
die innerhalb der Baugebiete nicht gegeben
ist.

wegen nachteiliger Wirkung (besondere
Emissionen) auf die Umgebung (Nr. 4; z.B.
Tierkérperbeseitigungsanstalt, Intensiv-
schweinehaltung oder &hnlich beldstigende
Tierhaltungen, Pelztierfarmen, Dingemittelfa-
briken): Vorhaben k&énnen auch wegen der
vom Betrieb ausgehenden erheblich benach-
teiligenden Emissionen im AuBenbereich pri-
vilegiert sein. Hierbei geht es um Anlagen, die
wegen der von ihnen ausgehenden erheb-
lichen Belédstigungen oder Stdérungen (Rauch,
RuB, Staub, Dampfe, Gerliche, Erschitterun-
gen) nicht im Innenbereich angesiedelt wer-
den kdnnen.
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AA wegen besonderer Zweckbestimmung (Nr.

4; z.B. Tierpark, JagdhUtte, wenn der P&achter
nicht im Jagdrevier oder in dessen Né&he
wohnt):

Diese Vorhaben weisen eine besondere Bezie-
hung zum AuBenbereich auf, die auf die
Zweckbestimmung des Vorhabens und den
AuBenbereich im Allgemeinen abzustellen ist.
Eine Privilegierung ist jedoch nicht gegeben,
wenn individuelle Erholungs- oder Freizeit-
wilinsche im Vordergrund stehen (z.B. Tennis-
oder Golfplatze).

AA Vorhaben der Erforschung, Entwicklung

oder Nutzung der Wind- und Wasser-
energie (Nr. 5):

Seit dem 01.01.1997 zahlen auch die Winden-
ergieanlagen zu den privilegierten Vorhaben
und sind somit grundsétzlich im AuBenbereich
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zuléssig. Neben der geziel-
ten Foérderung der Nutzung
von Windenergie hat der
Bundesgesetzgeber gleich-
zeitig planungsrechtliche
Instrumente  geschaffen,
die eine Steuerung der
Zulassigkeit von Windener-
gieanlagen sicherstellen.
So wurde ein Planvorbehalt
in das BauGB eingeflgt,
der es entweder Uber die
gemeindliche Flachennut-
zungsplanung oder (Uber
die Regionalplanung er-
madglicht, durch Auswei-
sung von Windvorrangzo-
nen eine Konzentration die-
ser Anlagen auf gemeind-
licher oder regionaler Ebene
zu erreichen. Eine solche
Ausweisung hat als 0&ffentlicher Belang
Bedeutung, der dem Bau einer Windenergie-
anlage an anderer Stelle in der Regel ent-
gegensteht.

Aber auch eine privilegierte Windenergieanla-
ge kann im Einzelfall unzuldssig sein, wenn
offentliche Belange entgegenstehen. So kén-
nen durch die Anlage schadliche Umweltaus-
wirkungen hervorgerufen werden. MaBgeblich
sind die nach dem Immissionsschutzrecht
einschlagigen Zumutbarkeitsschwellen (ins-
bes. nach der TA Larm). Bezlglich aller
Immissionen und auch der sonstigen von
Windenergieanlagen ausgehenden Gefahren
ist festzuhalten, dass diese keine fest fixier-
ten Abstande erfordern, sondern hinreichen-
der Immissionsschutz letztlich eine Frage des
Einzelfalls ist.



AA Vorhaben der energetischen Nutzung
von Biomasse (Nr. 6):
Durch die BauGB-Novelle 2004 z&hlen nun
auch Biomasseanlagen zu den privilegierten
Bauvorhaben. Voraussetzung ist, dass das
Vorhaben der energetischen Nutzung von Bio-
masse im Rahmen eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes, eines Garten-
baubetriebes oder eines Tierhaltungsbe-
triebes, der aufgrund seiner nachteiligen Wir-
kung auf die Umgebung in den AuBenbereich
gehort, sowie dem Anschluss solcher Anlagen
an das offentliche Versorgungsnetz dient.
Durch die Neuregelung wird damit nicht nur
die Herstellung und Nutzung der Energie von
aus Biomasse erzeugtem Gas, sondern jede
energetische Nutzung von Biomasse (ein-
schlieBlich der thermischen Energienutzung
der Biomasse) privilegiert.
Das Vorhaben muss dabei in einem raumlich-
funktionalen Zusammenhang mit dem
Betrieb stehen und die Biomasse uberwie-
gend aus dem Betrieb oder Uberwiegend aus
diesem und aus nahe gelegenen Betrieben
stammen. Die Kooperation von mehreren Bio-
masse erzeugenden Betrieben wird damit
ermdglicht. Die Einschréankung auf nahe lie-
gende Betriebe soll aus &6kologischen und
auch aus volkswirtschaftlichen Griinden einen
Uberregionalen Transport des Rohmaterials
verhindern.
Je Hofstelle oder Betriebsstandort darf nur
eine Anlage betrieben werden; die installierte
elektrische Leistung der privilegierten Bio-
masseanlagen ist auf 0,5 MW begrenzt. Gro-
Bere Anlagen bedulrfen eines Bebauungspla-
nes oder eines Vorhaben- und ErschlieBungs-
planes.
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AA Vorhaben der Erforschung, Entwicklung

oder Nutzung der Kernenergie zu
friedlichen Zwecken oder der
Entsorgung radioaktiver Abfélle (Nr. 7):
Die Privilegierung erfasst alle Arten der fried-
lichen Nutzung der Kernenergie. Hierzu z&h-
len neben Kernkraftwerken und Anlagen, die
im Zusammenhang mit dieser Art der Energie-
gewinnung stehen, auch Wiederaufberei-
tungsanlagen sowie Zwischen- und Endlager
fUr radioaktive Abfalle. Neben der baurecht-
lichen bedarf es zusétzlich einer atomrecht-
lichen Genehmigung.

Durch BauGB-Novelle 2004 wird eine Riickbau-
verpflichtung nicht nur fir Gartenbaubetriebe
(Nr. 2) , sondern auch fur Bauvorhaben nach § 35
Abs. 1 Nr. 3-6 BauGB vorgeschrieben. Das
bedeutet, dass fur diese Bauvorhaben als weitere
Zulassigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungs-
erkldrung (Baulast) abzugeben ist, das Vorhaben
nach dauerhafter Aufgabe der zulassigen Nut-
zung zurickzubauen und Bodenversiegelungen
Zu beseitigen.
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4. BEGUNSTIGTE
BAUVORHABEN

Nach § 35 Abs. 2 BauGB kénnen sonstige Vorha-
ben im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre
Ausflihrung oder Benutzung 6ffentliche Belange
nicht beeintrachtigt und wenn die ErschlieBung
gesichert ist. Von den sonstigen Vorhaben sind
nach Abs. 4 bestimmte Nutzungsé&nderungen,
Ersatzbauten und Erweiterungen sowie nach
Abs. 6 Vorhaben im Geltungsbereich einer AuBen-
bereichssatzung begiinstigt in dem Sinne, dass
ihnen einzelne o6ffentliche Belange nicht ent-
gegengehalten werden kénnen. § 35 Abs. 4
BauGB ist die gesetzliche Ausgestaltung des
Bestandsschutzes im AuBenbereich. Der Vor-
schrift liegt der Gedanke des erweiterten Be-
standsschutzes zugrunde.

Bestandsschutz im Baurecht

Die Rechtsprechung hat aus der Eigentumsga-
rantie des Grundgesetzes den Begriff des
Bestandsschutzes im Baurecht hergeleitet. Eine
ausdruckliche gesetzliche Regelung gibt es nicht.
Es wird zwischen passivem und aktivem Be-
standsschutz unterschieden:

a) passiver Bestandsschutz

Durch den passiven Bestandsschutz ist die
urspringlich rechtmaBige bauliche Anlage ein-
schlieBlich der Nutzung flir die Dauer des Bestan-
des gegen neue oder gednderte Rechtsvorschrif-
ten geschutzt. So kann der Eigentimer die bauli-
che Anlage auch dann erhalten und nutzen, wenn
diese infolge einer Anderung der Rechtslage
nicht mehr genutzt werden durfte.

b) aktiver Bestandsschutz

In den siebziger Jahren entwickelte das Bundes-
verwaltungsgericht das Rechtsinstitut des akti-
ven (Uberwirkenden) Bestandsschutzes. Der
Uberwirkende Bestandsschutz gewéhrte auch
einen Rechtsanspruch auf die Genehmigung
zusatzlicher baulicher Anlagen, sofern bestimmte
Rahmenbedingungen eingehalten wurden (z.B.
Errichtung untergeordneter baulicher Anlagen zur
Sicherung des vorhandenen Bestandes). Diese
Rechtsprechung hat das Bundesverwaltungsge-
richt mittlerweile aufgegeben.

In der jungeren Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichtes erstreckt sich nun der Be-
standsschutz fir bauliche Anlagen im AuBenbe-
reich wieder auf den genehmigten Bestand und
die genehmigte Nutzung. Diese Entwicklung hat
sich insbesondere vor dem Hintergrund der
Erweiterung des Ausnahmenkatalogs zur Zulas-
sung von Vorhaben im AuBenbereich nach § 35
Abs. 4 BauGB vollzogen (erweiterter Bestands-
schutz). Das Bundesverwaltungsgericht geht
dabei davon aus, dass der § 35 Abs. 4 BauGB
den aktiven Bestandsschutz abschlieBend regelt
und dabei auch eine Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung flir die grundgesetzlich garantierte
Eigentumsgarantie bildet. Ein weiterer aktiver
Bestandsschutz mit Anspruch auf die Genehmi-
gung zuséatzlicher baulicher Anlagen im AuBenbe-
reich ist damit in diesen Féallen nicht gegeben.
Uber den § 35 Abs. 4 BauGB hinaus sind dem-
nach nur Reparatur- und Modernisierungsarbei-
ten madglich, die aber nicht so umfangreich sein
durfen, dass eine statische Neuberechnung erfor-
derlich wird.
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Verlust des Bestandsschutzes

Der Bestandsschutz hat als Voraussetzung fir
die Zulassung von begunstigten Vorhaben nach
§ 35 Abs. 4 BauGB eine besondere Bedeutung.
Wenn vor der Antragstellung massive Eingriffe in
die Bausubstanz (z.B. durch Abbruch oder stati-
sche Veranderungen) vorgenommen werden,
erlischt in der Regel der passive Bestandsschutz
und die Grundlage flir die Nutzungsdnderung,
den Ersatzbau, den Umbau oder die Erweiterung
im Sinne des § 35 Abs. 4 BauGB entfallt.

Aber auch nach Erteilung der Baugenehmigung
spielt der Bestandsschutz eine wichtige Rolle. So

muss sich der Bauherr unbedingt an die Bauge-
nehmigung halten. Wenn z.B. bei einer Nutzungs-
anderung eines bestandsgeschltzten Gebaudes
abweichend von der Baugenehmigung erhebli-
che statische Verdnderungen am Gebaude vorge-
nommen werden, kann der Bestandsschutz ent-
fallen und der Wiederaufbau ist durch die Bauge-
nehmigung nicht gedeckt. Eine nachtrégliche
Baugenehmigung kann in derartigen Fallen nicht
erteilt werden, da das Gebaude keinen Bestands-
schutz mehr genieBt. Die vollstdndige Beseiti-
gung und der Verlust des investierten Kapitals
kdnnen dann die letzte Konsequenz sein.

Folgende Bauvorhaben sind nach § 35 Abs. 4 BauGB begiinstigt:

beglnstigte

Vorhaben
§ 35 Abs. 4
Nutzungsénderung I Ersatzbau Er.sétz
landwirtschaftlicher Wohn- zerstorter
Gebdude gebaude Gebé&ude
Abs. 4 Nr. 1 Abs. 4 Nr. 2 Abs. 4 Nr. 3
Anderung ' Erweiterun
kulturlandschafts- Erweiterung 9
. i Gewerbe-
préagender Wohngebédude :
i | betrieb
Gebaude Abs. 4 Nr. 5 Abs. 4 Nr. 6
Abs. 4 Nr. 4 ’ ’

34




Diesen Vorhaben kénnen folgende o6ffentliche
Belange nicht entgegengehalten werden:
e Darstellung des Flachennutzungsplanes,
e Darstellung eines Landschaftsplanes,
e Beeintrachtigung der natlrlichen

Eigenart der Landschaft,
e Entstehung, Erweiterung oder

Verfestigung einer Splittersiedlung.
Daruber hinaus zahlen Bauvorhaben im Geltungs-
bereich einer AuBenbereichssatzung (Abs. 6) zu
den beglnstigten Vorhaben. Diesen Vorhaben
kann nicht entgegengehalten werden, dass sie
einer Darstellung im Flachennutzungsplan Uber
Flachen fir die Landwirtschaft oder Wald wider-
sprechen oder die Entstehung oder Verfestigung
einer Splittersiedlung beflrchten lassen.
Auch ein begunstigtes Vorhaben muss unter
Bertcksichtigung der ansonsten noch zu beach-
tenden Belange auBenbereichsvertraglich sein.
So kann trotz der Begiinstigung flir diese Vorha-
ben im Einzelfall ein Vorhaben unzulassig sein,
wenn sonstige Offentliche Belange (z. B. der
Immissionsschutz) beeintrachtigt sind.

4.1 NUTZUNGSANDERUNG VON EHEMALS LAND-
ODER FORSTWIRTSCHAFTLICH GENUTZTEN
GEBAUDEN

§ 35 Abs. 4 Nr. 1 BauGB erleichtert die Nut-
zungsanderung von ehemals land- oder forstwirt-
schaftlich genutzten Geb&uden. Die Regelung
soll dem Strukturwandel in der Landwirtschaft
Rechnung tragen. Erhaltenswerte Bausubstanz
soll nach den Vorstellungen des Gesetzgebers
auch dann weitergenutzt werden, wenn diese
nicht mehr fur landwirtschaftliche Zwecke erfor-
derlich ist. Bei der Nutzungsanderung von land-
oder forstwirtschaftlich genutzten Geb&uden
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handelt es sich um eine so genannte Entprivile-
gierung dieser Geb&ude. Diese erleichterte Nut-
zungsanderung kann fir den umzunutzenden
Gebd&dudeteil nur einmal in Anspruch genommen
werden. Die Nutzungsédnderung ist an eine Viel-
zahl von Voraussetzungen geknulpft:

AA Baubestand
e Das Gebaude muss vor mehr als 7 Jahren
errichtet worden sein.
e Es muss zulassigerweise errichtet worden
sein. Diese Voraussetzung ist erflllt, wenn
fir das land- bzw. forstwirtschaftlich
genutzte Gebaude
- friher eine entsprechende Baugenehmi-
gung erteilt wurde oder

- zumindest die materielle Legalitat zu
irgendeinem Zeitpunkt des Bestehens des
Bauwerks gegeben war.

e Die Bausubstanz muss erhaltenswert sein.
Erhaltenswert ist ein Gebaude, wenn es
noch einen wirtschaftlichen Wert darstellt.
Das Gebdude muss im bautechnischen
Sinne geeignet sein, die neue Nutzung auf-
zunehmen. Die BaumaBnahmen dirfen nicht
zu einem Neubau in gleicher Gestalt fuhren.
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Der Wiederaufbau von Ruinen oder Bauarbei-
ten an verfallenen Gebauden sind ausge-
schlossen.

AA Privilegierung des Baubestandes

e Es muss sich um ein privilegiert errichtetes
und genutztes land- oder forstwirtschaftli-
ches Gebaude (im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 1
BauGB) handeln.

e Eine Nutzungsénderung von anderen privile-
gierten Geb&uden (z.B. Gebdude flr eine
gewerbliche Intensivtierhaltung oder Garten-
baubetriebe) ist nicht maglich.

e Durch eine -land- oder forstwirtschaftlich
fremde- Zwischennutzung ist der Baubestand
nicht mehr privilegiert und eine Nutzungsan-
derung scheidet aus.

e Das Gleiche gilt, wenn ein friher rechtmaBiges
Gebé&ude baulich so verédndert wurde, dass es
mit dem genehmigten Objekt nicht mehr iden-
tisch, sondern als ,aliud“ zu werten ist.

AA Aufgabe der bisherigen Nutzung

vor héchstens sieben Jahren

Die Aufgabe der bisherigen land- oder forst-
wirtschaftlichen Nutzung darf nicht langer als
7 Jahre zurtickliegen. Die Frist beginnt mit
der endgultigen Aufgabe der bisherigen privi-
legierten land- oder forstwirtschaftlichen Nut-
zung. Entscheidend ist, bis zu welchem Zeit-
punkt der Betrieb ernsthaft, nachhaltig und
dauerhaft (auf Generationen angelegt) betrie-
ben worden ist, insbesondere dem Inhaber
einen nachhaltigen Beitrag zur Sicherung
einer Existenz geboten hat. Bei einer schritt-
weisen Aufgabe des Betriebes ist flir den
Fristbeginn der Zeitpunkt maBgeblich, in dem
die landwirtschaftliche Nutzung in ihrer Inten-
sitdt unter diejenige einer landwirtschaftlichen
Nebenerwerbsstelle absinkt. Die landwirt-
schaftliche Nutzung gilt auch dann als aufge-
geben, wenn die Flachen oder Gebaude an
einen anderen Landwirt verpachtet wurden.
Fir den Ablauf der

Frist ist auf den
Zeitpunkt des Ein-
gangs des Nut-
zungsanderungsan-
trages (Bauantrag
oder Bauvoranfra-
ge) bei der Bauge-
nehmigungsbehor-
de abzustellen.

Ansicht vor und nach dem Umbau
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Anmerkung:

Den Bundeslander n wird dur ch das Baugesetz-
buch die Ermachtigung eingerdumt, die Sieben-
jahresfrist nicht anzuwenden.

Von dieser Regelung hat der nor drhein-
westfalische Landtag Gebrauch gemacht.

So gilt fir alle Nutzungsanderungsantrage auf
Grundlage des § 35 Abs. 4 Nr . 1 BauGB, die
bis zum 31.12.2014 mit vollstdndigen Unterlagen
eingereicht wer den, dass die Siebenjahr esfrist
nicht anzuwenden ist. Fir den Ablauf der Frist
ist auf den Zeitpunkt des Eingangs des
Nutzungséanderungsantrags bei der zustandigen
Genehmigungsbehdrde abzustellen. Die Frist wird
durch einen Antrag auf Vorbescheid nur dann
gewahrt, wenn in dem Vorbescheid alle bau-
planungsrechtlichen Fragen geklart werden sollen.

AA rdumlich-funktionaler Zusammenhang Landwirtschaftliches Betriebsgeb&ude vor und
mit der Hofstelle wahrend der Umbauphase
e raumlicher Zusammenhang:
Das Gebaude muss eine raumliche Ndhe zur AA Wahrung der duBeren Gestalt

Hofstelle haben. Von der Hofstelle entfernt e Das Erscheinungsbild des Gebaudes muss

liegende Gebaude (z.B. Viehhitten, Stélle erhalten bleiben. Eine Umgestaltung der

oder Feldscheunen) sind nicht beglnstigt. Kubatur ist nicht mdéglich; zuldssig ist ein
¢ funktionaler Zusammenhang: innerer Umbau bei Erhalt der AuBBenhiille.

Das Gebaude muss bis zur Nutzungsaufga- e Eine bauliche Erweiterung des

be dem land- oder forstwirtschaftlichen Gebaudes ist nicht moéglich.

Betrieb auf der Hofstelle gedient haben. e Unwesentliche Verdnderungen werden

zugelassen, wie z.B.
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- neue (notwendige) Offnungen in der
AuBenwand (Fenster, Tlren),

- untergeordnete (notwendige) Dachauf-
bauten (jedoch nicht eine Vielzahl von
Dachgauben),

— Verklinkerung.

AA zweckmaBige Verwendung
e Neben den privilegierten Wohnungen nach

§ 35 Abs. 1 BauGB (insbesondere Betriebs-
leiter- und Altenteilerwohnung) sind hoéch-
stens drei zusatzliche Wohnungen zulas-
sig (Wohnungen, die zuvor aufgrund anderer
Begiinstigungstatbestande nach § 35 Abs. 4
BauGB auf der Hofstelle genehmigt wurden,
sind anzurechnen).

e AuBer Wohnnutzungen sind sonstige Nut-

zungen (z.B. Kleingewerbe) moéglich, sofern
diese auBBenbereichsvertraglich sind.

Das Geb&dude muss objektiv und langfristig
in seiner Gestalt den Ansprlichen der beab-
sichtigten Nutzung geniigen und in der vor-
gefundenen Ausstattung der beabsichtigten
Nutzung entgegenkommen. Anbauten, Ga-
ragen sowie AuBenlagerflachen dirfen fir
die neue Nutzung nicht notwendig sein.

AA

AA

betriebliche Abgédngigkeit

e Der Grundstlickseigentimer hat eine Bau-
last abzugeben, dass keine Neubebauung
als Ersatz fiir die aufgegebene Nutzung
vorgenommen wird.

e Ausnahme: Die Neubebauung wird im Inter-
esse der Entwicklung des land- bzw. forst-
wirtschaftlichen Betriebes erforderlich, d.h.,
es muss sich um eine bei der Nutzungséan-
derung nicht vorhersehbare Ausweitung
des Bedarfs an Gebduden mit landwirt-
schaftlicher Nutzflache handeln.

ausreichende Entfernung zu

emittierenden Betrieben

e Bei einer vorgesehenen Wohnnutzung erge-
ben sich unter Umstadnden Schutzanspriiche
der Bewohner und umliegender emittierender
(landwirtschaftlicher) Betriebe. Hierzu kann
auch ein weiterhin auf der Hofstelle geflhrter
landwirtschaftlicher Betrieb zahlen.

® Die Untere Umweltschutzbehdrde des Kreises Borken pruft
daher im Einzelfall, ob der Abstand zwischen bean-
tragter Wohnung und (landwirtschaftlichen)
Betrieben in der Nachbarschaft ausreicht
(siehe hierzu auch Ausfihrungen zum 6ffent-
lichen Belang ,,schadliche Umweltauswirkun-
gen“ auf Seiten 12/13). Es geht dabei konkret
um die Frage, ob die Belastungen aus den
benachbarten (landwirtschaftlichen) Betrie-
ben fur die zuklnftigen Nutzer der Wohnung
noch hinnehmbar sind. Wenn der Abstand zu
gering ist, ist eine Nutzungsanderung (Entpri-
vilegierung) in eine Wohnung nicht méglich.
Der angrenzende landwirtschaftliche Betrieb
kann hiergegen Abwehranspriche haben,
wenn er durch die geplante Nutzungsande-
rung in seinen betrieblichen Entwicklungs-
moglichkeiten eingeschrankt wird.



Umbau und Nutzungsénderung
eines Wohn- und
Wirtschaftsgebdudes

Sliarr ey
WTZUNE A GLEE

Kreis Borken - Bauen im AuBenbereich 39



4.2 ERSATZBAU FUR
MANGELHAFTE WOHNGEBAUDE

§ 35 Abs. 4 Nr. 2 BauGB beglnstigt den Ersatz-
bau fir ein im AuBenbereich errichtetes Wohnge-
baude. Dabei ist es unerheblich, ob das betref-
fende Wohngebéaude bisher einem landwirtschaft-
lichen Betrieb diente oder nicht. Folgende Vor-
aussetzungen muissen vorliegen:

AA zulassigerweise errichtetes Wohngebaude
e Baugenehmigung oder
e materielle Legalitat zu irgendeinem Zeitpunkt.

AA Missstande oder Mangel

Missstdnde und Mangel im Sinne der Vor-

schrift sind solche, die die Benutzbarkeit des

Gebdudes nachhaltig beeintrdchtigen, aber

z.B. nicht die Erneuerungsbedurftigkeit der

Fenster oder unzureichende Warmedammung.

e Missstande liegen vor, wenn das alte Wohn-
gebaude nicht mehr den allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohnverhaltnisse
entspricht (z.B. unzureichende sanitare Aus-
stattung, keine ausreichende Beheizung
mdglich, zu niedrige Geschossdecken, feh-
lende Mdglichkeiten der Entliftung).

e Médngel liegen insbesondere vor, wenn
durch Abnutzung, Alterung, Witterungsein-
flusse oder sonstige Einwirkungen die
bestimmungsgemé&Be Nutzung des Wohnge-
baudes wesentlich beeintrachtigt wird.

AA ldngere (bisherige) Nutzung
durch den Eigentiimer
e Der Eigentimer muss das Geb&ude vor
Antragstellung mindestens 3 Jahre als Woh-
nung genutzt haben.
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e Wenn der Eigentimer vor Eigentumsiber-
gang die Wohnung als Mieter genutzt hat,
wird diese Zeit angerechnet.

e Im Erbfall wird die Eigennutzung des Voreig-
entimers dem Erben zugerechnet. Das gilt
nicht bei vorweggenommener Erbfolge,
wenn der Erbe als Eigentimer das Haus
nicht selbst bewohnt hat.

AA Neubau nur fiir Eigentimer

oder seine Familie

e Die vorgesehene Nutzung des Neubaus
muss fur den Eigenbedarf des Eigentimers
oder seiner Familie sein.

e Zur Familie zdhlen folgende Angehdrige:

- Ehegatte,

- Verwandte in gerader Linie sowie Ver-
wandte zweiten und dritten Grades in der
Seitenlinie (z.B. Cousine, Cousin, Nichte,
Neffe),

— Verschwégerte in gerader Linie sowie Ver-
schwégerte zweiten und dritten Grades
der Seitenlinie,

— Pflegekinder und Pflegeeltern.

AA gleichartiges Wohngebaude

e Das neue Gebaude muss dem alten Wohn-
gebdude in Bezug auf Nutzung und Funktion
sowie Bauvolumen entsprechen. Auf die
innere Ausgestaltung des alten Wohnhauses
kommt es dagegen nicht im Detail an.

e Geringfligige Erweiterungen sind méglich.

AA Errichtung an gleicher Stelle

e Die Neuerrichtung muss an gleicher Stelle
erfolgen.

e Eine geringfligige Standortabweichung ist
im Einzelfall méglich.



AA Beseitigung des alten Wohngebaudes

e Das aufgegebene Wohngebaude verliert mit
der Errichtung und Aufnahme der Wohnnut-
zung des Ersatzwohnhauses seinen Be-
standsschutz.

e Eine Abrissbaulast ist vom Grundsticksei-
gentimer zu Ubernehmen.

e Wenn gleichzeitig ein landwirtschaftlicher
Betrieb gefiihrt wird, ist eine Anderung in
eine landwirtschaftliche Nutzung mdglich,
sofern die Umnutzung dem landwirtschaft-
lichen Betrieb nachvollziehbar dient. Hier-
fur ist ein Nutzungsanderungsantrag zu
stellen.

4.3 ERSATZBAU AUFGRUND
AUSSERGEWOHNLICHER EREIGNISSE

§ 35 Abs. 4 Nr. 3 BauGB ermdglicht die alsbaldi-
ge Neuerrichtung eines durch auBergewohnliche
Ereignisse zerstorten Geb&udes. Von dieser
Regelung werden Gebé&ude jeglicher Nutzungsart
erfasst. Folgende Voraussetzungen miissen vor-
liegen:

AA zulassigerweise errichtetes Gebaude
e Baugenehmigung oder
e materielle Legalitat zu irgendeinem Zeitpunkt.

AA zerstortes Gebaude
e Ein Gebaude ist zerstort, wenn Reparaturen
notwendig sind, die vom passiven
Bestandsschutz nicht mehr gedeckt sind,
d.h. insbesondere tragende Bauteile ausge-
wechselt werden mussten.

AA Zerstdorung durch auBergewéhnliche
Ereignisse
e Brand,
e Naturereignisse (z.B. Sturm, Uberschwemmung),
e andere auBergewohnliche Ereignisse (z.B.
Flugzeugabsturz, Man&verschaden).

AA kein abgidngiges Objekt

e Das Objekt muss noch funktionsgerecht
nutzbar gewesen sein.

e Der Einsturz morschen Mauerwerks bei
Renovierungsarbeiten oder der Zusammen-
bruch einer funktionslos gewordenen Ruine
unter Sturmeinwirkung sind nicht begln-
stigt, da beides auf altersbedingten Zerfall
oder mangelnde Unterhaltung zurlickzu-
fuhren ist. In diesem Fall besteht kein Be-
standsschutz mehr.

AA alsbaldige Neuerrichtung

e Bauantrag/Bauvoranfrage sind innerhalb
von 2 Jahren nach dem Schadenseintritt zu
stellen.

e Eine Idngere Frist kann in besonderen Fallen
bericksichtigt werden (z.B. bei langwierigen
Auseinandersetzungen mit der Geb&udever-
sicherung).

AA gleichartiges Gebaude
e Der Neubau muss im Wesentlichen in Nut-
zung, GrdBe und Funktion mit dem friheren
Gebaude gleichartig sein.
e Geringfligige Erweiterungen sind maoglich.

AA Errichtung an gleicher Stelle
e Die Neuerrichtung muss an gleicher Stelle
erfolgen.
e Eine geringfligige Standortabweichung ist
im Einzelfall méglich.
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4.4 ANDERUNG VON KULTURLANDSCHAFTS-
PRAGENDEN GEBAUDEN

Zu den beglnstigten Vorhaben zahlt nach § 35
Abs. 4 Nr. 4 BauGB auch die Anderung oder Nut-
zungséanderung von das Bild der Kulturlandschaft
pragenden Gebduden. Hierunter kann jede Art
von Gebauden fallen. Die bisherige Nutzung ist
dabei unerheblich. Folgende Voraussetzungen

mussen vorliegen:

b o

AA Gebaude im Sinne der Bauordnung
e Nach der Definition der Landesbauordnung
NRW sind Gebaude selbstdndig benutzbare,
Uberdachte bauliche Anlagen, die von Men-
schen betreten werden kénnen und geeig-
net oder bestimmt sind, dem Schutz von
Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

AA Gebaude pragt das Bild
der Kulturlandschaft
e Die Landschaft wird in ihrer typischen
Erscheinung von dem Gebaude mitgestaltet.
e Es besteht ein kulturhistorisch bedeutsamer
Zusammenhang zwischen Landschaft und
Gebé&ude.
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e Das Geb&ude muss fur die Baukultur und
Baugestaltung einer Epoche aussagekraftig
sein.

e Bei einer Hofanlage ist eine ganzheitliche
Betrachtung des Ensembles erforderlich.
Das Nebengebdude einer bereits Uberform-
ten Hofstelle kann in der Regel nicht allein
das Bild der Kulturlandschaft pragen.

e Eine Denkmaleigenschaft ist im Ubrigen
keine Voraussetzung.

AA erhaltenswerte Bausubstanz
e Wirtschaftlicher und kulturhistorischer Wert
muss gegeben sein.
e Ruinen oder zerfallene Gebaude sind nicht
erhaltenswert.
e Die Nutzung darf aufgegeben sein.

AA zweckmiBige Verwendung

e Je nach Gebaudetyp, Konstruktion und
Erhaltungszustand sind neben Wohnnutzun-
gen auch sonstige auBenbereichsvertragli-
che Nutzungen mdglich. Es reicht aus, wenn
die neue Nutzung sich in dem erhaltenswer-
ten Gebaude wirtschaftlich tragt.

e Das Gebdude genigt objektiv und langfri-
stig in seiner Gestalt den Anspriichen der
beabsichtigten Nutzung.

e Bauliche Verdnderungen, wie Erweiterung,
Teilabriss und Wiederherstellung sind an
kulturlandschaftspradgenden Gebé&uden
nicht maéglich.

e Bauarbeiten, die einem Neubau gleichkom-
men, sind ebenfalls nicht mdglich (z.B.
wenn nur das Fachwerkraster eines Hauses
stehen bleibt).

e Auch ein Wiederaufbau an einem anderen
Standort zahlt nicht zu einer zweckmaBigen
Verwendung.



Renovierung und Nutzungsandeurng eines Koétterhauses

Kreis Borken - Bauen im AuBenbereich
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AA Erhaltung der Bausubstanz

und des Gestaltwerts

e Die Bausubstanz ist im Wesentlichen zu
erhalten.

e Zur Erhaltung des Gestaltwertes koénnen
auch Rickbauten (z.B. von Fensterdffnun-
gen) notwendig werden.

e Die pragende Wirkung fur die Typik der
Landschaft muss auch nach der Anderung
oder Nutzungsé&nderung erhalten bleiben.

e Der Grundstlckseigentimer Udbernimmt
durch Baulast die Verpflichtung fir sich und
seine Rechtsnachfolger, den Gestaltwert
des Gebaudes in der bestehenden und
geplanten Form zu erhalten, damit die pra-
gende Wirkung in der Kulturlandschaft fir
die Zukunft sichergestellt ist.

Die "Arbeitshilfe zur Erfassung der Grundlagen fir die
Beriicksichtigung landschafts- und baukultureller Ziele"
des Landschaftsverbande Westfalen-Lippe (www.
landschafts-und-baukultur.de, Stichwort Projekte/
Arbeitshilfen 835(4)4BauGB) enthalt umfangreiche
Informationen und eine Checkliste zur Beurteilung von
Bauvorhaben nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 BauGB.
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4.5 ERWEITERUNG EINES WOHNGEBAUDES

§ 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB begitinstigt unter folgen-
den Voraussetzungen die Erweiterung eines
Wohngebdaudes auf bis zu zwei Wohnungen:

AA zulassigerweise errichtetes Wohngebaude
e Baugenehmigung oder
e materielle Legalitat zu
irgendeinem Zeitpunkt.
Als zul&ssigerweise errichtet gilt auch ein
Wohngebdude, das friher als land- oder
forstwirtschaftliche Betriebsleiterwohnung
genehmigt worden ist, auch wenn der land-
oder forstwirtschaftliche Betrieb inzwischen
aufgegeben ist.

AA angemessene Erweiterung

e Begriff der Erweiterung: Unter der Erweite-
rung i.S.v. § 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB versteht
man sowohl einen Anbau als auch den Aus-
bau vorhandener R&dume (z.B. im Dachge-
schoss). Wenn die Erweiterung durch einen
Anbau erfolgt, muss dieser zumindest kon-
struktiv mit dem Altbau verbunden sein
und eine Ergédnzung zu diesem darstellen.
Dies kann einzelfallabhdngig (z.B. durch
einen verschachtelten Grundriss, gemeinsa-
men Eingangsbereich oder gemeinsames
Treppenhaus) sichergestellt werden. Vom
Wohngebaude rdumlich abgesetzte bauliche
Anlagen werden dagegen nicht vom Begriff
der Erweiterung erfasst.

e Die Erweiterung muss im Verhéltnis zum
vorhandenen Gebdude angemessen sein.
Die Erweiterung ist dabei dem Bestand
unterzuordnen. Eine Verdoppelung der
Wohnflache ist nicht mdéglich.
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f6312a
Textfeld
Die "Arbeitshilfe zur Erfassung der Grundlagen für die Berücksichtigung landschafts- und baukultureller Ziele" des Landschaftsverbande Westfalen-Lippe (www.landschafts-und-baukultur.de, Stichwort Projekte/Arbeitshilfen §35(4)4BauGB) enthält umfangreiche Informationen und eine Checkliste zur Beurteilung von Bauvorhaben nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 BauGB. 


AA

e Weiterhin muss die Erweiterung unter
Beriicksichtigung der konkreten Wohnbe-
durfnisse angemessen sein. Das ist dann
der Fall, wenn sie der angemessenen Wohn-
raumversorgung der Familienangehdrigen
dient. Aufgrund des Gebots der gréBtmog-
lichen Schonung des AuBenbereichs ist die
Wohnflache begrenzt. In Anlehnung an die
bis zum Jahr 2002 gultigen Richtlinien zur
Wohnungsbauférderung ist von folgenden
Wohnflachenobergrenzen auszugehen,
wobei ausbaufédhige Rdume (z.B. Dachbo-
den als Raumreserve) zu berilicksichtigen
sind:

— Obergrenze fir eine Wohnung: 160 gm
— Obergrenze fur zwei Wohnungen: 250 qm
— Ab der funften Person je W ohnung erh6-

hen sich die Werte um 20 gm/Person.
Als Wohnflache gelten die Rohbaumafie ohne Abzlige.
« Es ist eine Erweiterung auf hdchstens zwei
Wohnungen moglich.

bei Erweiterung auf zwei Wohnungen

Nutzung des gesamten Gebaudes durch

Eigentiimer oder seine Familie

e Bei einer Erweiterung auf zwei Wohnungen
muss das gesamte Gebaude dem Eigenbe-
darf des Eigentimers oder seiner Familie
dienen.

e Zur Familie zdhlen folgende Angehérige:

— Ehegatte,

- Verwandte in gerader Linie sowie Ver-
wandte zweiten und dritten Grades in der
Seitenlinie (z.B. Cousine, Cousin, Nichte,
Neffe),

- Verschwégerte in gerader Linie sowie Ver-
schwéagerte zweiten und dritten Grades
der Seitenlinie,

- Pflegekinder und Pflegeeltern.

Als Wohnflache gelten nach dem AuRenbereichserlass
vom 27.10.2006 die Rohbaumale ohne Abzige.

AA Grundlagen fiir die %
Wohnflachenberechnung:
Hgen§§4244-der H-—BerechnurgsVo)

Summe der anrechenbaren Grundfldehe

e Unter Dachschragen wird die Wohnflache
wie folgt berechnet:

— Die Grundflache von Raumteilen mit einer
lichten H6he von weniger als 1,00 m wird
nicht angerechnet.

— Die Grundflache von Raumteilen mit einer
lichten H6he von mindestens 1,00 m und
weniger als 2,00 m wird zur Halfte ange-
rechnet.

— Die Grundflache von Raumteilen mit einer
lichten H6he von mehr als 2,00 m wird voll
angerechnet.


f6312a
Textfeld
 Als Wohnfläche gelten die Rohbaumaße ohne Abzüge.
• Es ist eine Erweiterung auf höchstens zwei Wohnungen möglich.

f6312a
Durchstreichen

f6312a
Textfeld
Als Wohnfläche gelten nach dem Außenbereichserlass vom 27.10.2006 die Rohbaumaße ohne Abzüge.

f6312a
Linien

f6312a
Durchstreichen

f6312a
Durchstreichen


4.6 ERWEITERUNG EINES GEWERBEBETRIEBES

Gewerbebetriebe im AuBenbereich haben geméaB
§ 35 Abs. 4 Nr. 6 BauGB unter folgenden Voraus-
setzungen einen Anspruch auf Erweiterung:

AA zulassigerweise errichteter und noch
bestehender Gewerbebetrieb
e Baugenehmigung oder
* materielle Legalitat zu
irgendeinem Zeitpunkt.

AA angemessene Erweiterung

e Beglnstigt ist die bauliche Erweiterung.

e Die Erweiterung muss im Verhéltnis zu den
vorhandenen Betriebsgebaduden (ohne
Wohnhaus) und zum Betriebsumfang ange-
messen sein.

e Die Erweiterung muss sich dem bestehen-
den Betriebsteil unterordnen.

e Der Erweiterungsanspruch muss im Einzel-
fall begrindet sein. Im Regelfall ist eine erst-
malige Erweiterung um 30-50 % noch ange-
messen, wobei in der Praxis keine festen Pro-
zentsatze angesetzt werden kénnen. Hierbei
sind immer die Betriebsart und auch die
betriebliche Entwicklung zu bertcksichtigen.

e Mehrere in kurzen Zeitabst&dnden durchge-
fuhrte Erweiterungen sind als Einheit zu
betrachten (keine ,,Salami-Taktik®).

e Nach einem zeitlich langeren Abstand (ca.
10-15 Jahre) kann sich unter Umstanden ein
neuer Erweiterungsanspruch ergeben.

AA funktionaler Zusammenhang zwischen
den vorhandenen Betriebsgebduden
und der Erweiterung
e Die Erweiterung dient dem Betrieb.
e Die Erweiterung darf keine wesentliche Ver-
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anderung der Betriebsstruktur zur Folge
haben. So ist z.B. die Umstellung eines
Handwerksbetriebes in einen industriellen
Betrieb ausgeschlossen.

4.7 VORHABEN IM BEREICH EINER
AUSSENBEREICHSSATZUNG

Eine Besonderheit bilden Bauvorhaben im Gel-
tungsbereich einer AuBenbereichssatzung nach
§ 35 Abs. 6 BauGB. Diese Bauvorhaben beurtei-
len sich grundséatzlich nach § 35 Abs. 2 BauGB.
Im Hinblick auf die Beeintrachtigung o6ffentlicher
Belange sind sie aber auch als begiinstigte Vor-
haben einzustufen. So kdnnen diesen Vorhaben
bestimmte Festsetzungen im Fldchennutzungs-
plan oder die Beflrchtung der Entstehung oder
Verfestigung einer Splittersiedlung nicht ent-
gegengehalten werden.

Die Satzung ist nur moglich fliir bebaute Bereiche
im AuBenbereich, die nicht Gberwiegend landwirt-
schaftlich gepragt sind und in denen eine Wohn-
bebauung von einigem Gewicht vorhanden ist.




Der praktische Anwendungsbereich
einer AuBenbereichssatzung besteht
in erster Linie darin, bebauten Berei-
chen im AuBenbereich, die noch keine
Qualitat eines Ortsteils erreicht haben,
gewisse Mdéglichkeiten zu ihrer Innen-
entwicklung, und zwar vornehmlich
flir Wohnzwecke, zu er6ffnen, indem
etwa vorhandene Licken ausgefillt
und bestehende Bausubstanz umge-
nutzt, gedndert und in Richtung auf
die bereits vorhandene Bebauung hin
auch erweitert werden darf.

Der rédumliche Geltungsbereich der
AuBenbereichssatzung ist auf den
Bereich der vorhandenen Bebauung
zu beschranken. Flachen jenseits der
vorhandenen Bebauung dirfen nicht
mit einbezogen werden, weil ihre Nut-
zung zu Wohnbauzwecken gerade zur
Erweiterung einer Splittersiedlung
fihren wirde. Die Satzung kann auch
auf Vorhaben erstreckt werden, die
kleineren Handwerks- und Gewerbe-
betrieben dienen.

Die Gemeinde kann in ihrer Satzung
nédhere Bestimmungen Uber die Zulés-
sigkeit treffen. Hierzu gehdren Rege-
lungen Uber Art und Umfang der bau-
lichen MaBnahmen, wie z.B. Be-
schrédnkungen auf bestimmte Neubau-
falle, Zahl der Wohnungen und Be-
stimmungen Uber die ErschlieBung.

Kreis Borken - Bauen im AuBenbereich

-ﬂilﬂﬂdﬂ";f

dverd




5. SONSTIGE VORHABEN

5.1 GRUNDSATZLICHE UNZULASSIGKEIT

Sofern ein Vorhaben nicht zu den privilegierten
(§ 35 Abs. 1 BauGB) oder den beglnstigten (§ 35
Abs. 4 und 6 BauGB) Bauvorhaben z&hlt, handelt
es sich um ein so genanntes sonstiges Vorhaben.
Diese sind im AuBenbereich grundsétzlich pla-
nungsrechtlich unzulédssig, weil regelmaBig
offentliche Belange beeintrachtigt werden.

5.2 AUSNAHMEN

Im Einzelfall kébnnen nach § 35 Abs. 2 BauGB
auch sonstige Vorhaben zugelassen werden,
wenn ihre Ausfihrung oder Benutzung 6ffentliche
Belange nicht beeintrdchtigt und die Erschlie-
Bung gesichert ist. Als Beispiele kbnnen genannt
werden:
AA Notwendige Stellplatze und Garagen
Nach der Landesbauordnung NRW miuissen
fur bauliche Anlagen, bei denen Zu- und
Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug zu
erwarten ist, Stellplatze oder Garagen herge-
stellt werden. Die Bauordnung fordert z.B. fir
Wohngebaude einen Stellplatz je Wohnung.
Bei der Zulassung von Stellpldtzen und Gara-
gen im AuBenbereich spielt das Gebot der
gréoBtmoéglichen Schonung des AuBenbe-
reichs eine besondere Rolle. Zunachst sollen
vorhandene Unterstellmdéglichkeiten auf dem
Grundstlick genutzt werden. Sofern entspre-
chende Gebdude in angemessener Entfernung
zu der Wohnung nicht vorhanden sind, wird je
Wohneinheit maximal ein Uberdachter
Stellplatz genehmigt.
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AA Ausfiillung einer Bauliicke
Die Bebauung einer Baullicke in einer Splitter-
siedlung kann zugelassen werden, wenn sich
durch den Neubau keine weiteren Baullcken
in der ndheren Umgebung anbieten und des-
halb keine Berufungsfélle entstehen kdnnen
und kein stadtebauliches Spannungsverhalt-
nis zur vorhandenen Bebauung besteht. Das
neue Objekt muss sich dabei dem Bestand
deutlich unterordnen. Es darf nur eine Ent-
wicklung nach innen erfolgen, so dass keine
Erweiterung oder Verfestigung der Splitter-
siedlung zu beflrchten ist.

AA Nutzungsanderung eines
genehmigten Gewerbebetriebes
Sofern die Nutzungsénderung eines geneh-
migten Gewerbebetriebes angestrebt wird
(ohne dass die Voraussetzungen von § 35
Abs. 4 Nrn. 1 oder 4 BauGB vorliegen), han-
delt es sich um ein sonstiges Vorhaben nach
§ 35 Abs. 2 BauGB, das damit grundséatzlich
unzulassig ist. Im Einzelfall kann die Nut-
zungsanderung eines bestehenden und
genehmigten Gewerbebetriebes in eine ande-
re Betriebsform genehmigungsfédhig sein,
wenn sich dieser nicht stérender verhéalt als
der vorhandene Betrieb, sich durch die Nut-
zungsanderung also die Belastung des
AuBenbereichs gegenlber dem Ist-Zustand
nicht verschlechtert und im Er gebnis keine weiter
Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange erkenn-
bar wird. Entscheidend ist, dass der neuen
Nutzung unter stadtebaulichen Gesichtspunk-
ten nicht eine andere Qualitdt zukommt.

Da die Nutzungsanderung im Rahmen des § 35

Abs. 2 BauGB als sonstiges Vorhaben nur eine

absolute Ausnahme darstellen kann, sollte vor

Antragstellung ein Beratungsgesprach mit der

Baugenehmigungsbehdérde gefiihrt werden.



6. GENEHMIGUNGS-
VERFAHREN

6.1 ANTRAG NACH
BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZ

Durch das ,,Gesetz zur Kommunalisierung von
Aufgaben des Umweltrechts* ist der Kreis Borken ab
dem 01.01.2008 als Untere Umweltschutzbehorde fiir
den Aufgabenbereich des anlagenbezogenen
Immissionsschutzes zustindig.

Mit der Aufgabenverlagerung ist insbesondere die in
der vierten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) gebildete
Obergruppe 7 - ,,Nahrungs-, Genuss-, Futtermittel,
Landwirtschaft™ vollstdndig in die Zustdndigkeit des
Kreises Borken gefallen. Aber auch die
immissionsrechtlichen Genehmigungen von
Windenergieanlagen mit einer Gesamthéhe von mehr
als 50 m sowie von Biogasanlagen ab einer
Feuerungswérmeleistung von 1 MW (= 0,35 MW
elektrische Leistung) liegen nunmehr in der
Zustiandigkeit des Kreises Borken, der damit fiir alle
betroffenen Anlagen auch zu priifen hat, ob eine
Umweltvertraglichkeitspriifung durchzufiihren ist.

Eine Genehmigungspflicht nach dem BImSchG besteht
nach der seit dem 30.10.2007 geédnderten 4. BImSchV

bei einer  Uberschreitung von  festgelegten
Tierplatzzahlen (z.B. Betriebe ab 600 Rinderplétzen,
500 Kalberpldtzen, 1.500 Mastschweinpldtzen oder
15.000 Hennenplétzen. Die bisherige
Genehmigungspflicht bei Betrieben mit mehr als 50
GroBvieheinheiten (GV) und gleichzeitig mehr als 2
GV/Hektar landwirtschaftliche Nutzflache ist entfallen.

Alle Betriebe, die die neuen Schwellenwerte
Uberschreiten, sind verpflichtet, die Tierhaltungs-
anlage mit Angaben Uber Art, Lage, Umfang und
Betriebsweise dem Kreis Borken anzu-

zeigen (Anzeige nach § 67 Abs. 2 BImSchG).

Wenn ein genehmigungsbedurftiger Betrieb nach
BImSchG ein Vorhaben zum Neubau oder zur
Anderung/Erweiterung der Tierhaltungsanlage
beabsichtigt, ist ein Antrag nach Bundes-
Immissionsschutzgesetz zu stellen. Nahere
Ausklnfte kénnen Sie beim Fachbereich Bauen
und Wohnen des Kreises Borken einholen.

Die Liste der Antragsunterlagen fir
landwirtschaftliche BImSchG-Verfahren befindet
sich im Anhang (Seiten 61-63).

Plant der genehmigungsbedirftige Betrieb dage-
gen nur eine geringfiigige Anderung der Anlage,
ist das Vorhaben dem Kreis Borken

anzuzeigen (Anzeige nach § 15 BImSchG).
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Durch das „Gesetz zur Kommunalisierung von Aufgaben des Umweltrechts“ ist der Kreis Borken ab dem 01.01.2008 als Untere Umweltschutzbehörde für den Aufgabenbereich des anlagenbezogenen Immissionsschutzes zuständig. 

Mit der Aufgabenverlagerung ist insbesondere die in der vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) gebildete Obergruppe 7  - „Nahrungs-, Genuss-, Futtermittel, Landwirtschaft“ vollständig in die Zuständigkeit des Kreises Borken gefallen. Aber auch die immissionsrechtlichen Genehmigungen von Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m sowie von Biogasanlagen ab einer Feuerungswärmeleistung von 1 MW (= 0,35 MW elektrische Leistung) liegen nunmehr in der Zuständigkeit des Kreises Borken, der damit für alle betroffenen Anlagen auch zu prüfen hat, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Eine Genehmigungspflicht nach dem BImSchG besteht nach der seit dem 30.10.2007 geänderten 4. BImSchV bei einer Überschreitung von festgelegten Tierplatzzahlen (z.B. Betriebe ab 600 Rinderplätzen, 500 Kälberplätzen, 1.500 Mastschweinplätzen oder 15.000 Hennenplätzen. Die bisherige Genehmigungspflicht bei Betrieben mit mehr als 50 Großvieheinheiten (GV) und gleichzeitig mehr als 2 GV/Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche ist entfallen.



Wenn die Anzeige bestatigt wird, ist im

Anschluss an das Verfahren ein Bauantrag bei der
zustandigen Baugenehmigungsbehoérde zu stellen.
Darlber hinaus sind Vorhaben denkbar, die kei-
nen unmittelbaren Bezug zur Tierhaltung haben
(z.B. Altenteilerwohnhaus). Hierflr wird lediglich
das Bauantragsverfahren durchgefihrt.

6.2 BAUANTRAG

Bauvorhaben, die nicht im Katalog der 4.

BImSchV aufgefiihrt sind, bedirfen grundsétzlich

einer Baugenehmigung. Das Genehmigungsver-

fahren wird von der zustdndigen Baugenehmi-

gungsbehérde (Untere Bauaufsichtsbehérde)

durchgeflhrt:

e Stadte Ahaus, Bocholt, Borken und Gronau
jeweils fiir ihr Stadtgebiet,

e Kreis Borken fiir die weiteren kreisangehéri-
gen Stadte und Gemeinden.

Der Umfang der Bauantragsunterlagen ist von der
Art des Vorhabens abhéngig (siehe hierzu im
Anhang ab Seite 63). Gegenstand der Prifung im
Genehmigungsverfahren sind das (bundesrechtli-
che) Bauplanungsrecht, das (landesrechtliche)
Bauordnungsrecht sowie das so genannte Bau-
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nebenrecht. Die Baugenehmigung wird erteilt,
wenn dem Vorhaben 6ffentlich-rechtliche Vor-
schriften nicht entgegenstehen. Die Baugeneh-
migung hat einen feststellenden und einen verfl-
genden Teil. Die Feststellung, dass das Vorhaben
den 6ffentlichen Vorschriften entspricht, ist dabei
umfassend in dem Sinne, dass die Vereinbarkeit
des Vorhabens mit allen &6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften festgestellt und damit zum Inhalt der
Genehmigung wird. Auf den feststellenden Teil
der Baugenehmigung baut deren verfligender Teil
auf. Die Baugenehmigung gibt die Ausfihrung
des Vorhabens frei. Eine Baugenehmigung gilt
auch fur und gegen die Rechtsnachfolger des
Bauherrn.

Die Baugenehmigung erlischt, wenn innerhalb
von drei Jahren nach Erteilung der Genehmigung
mit der Ausflhrung des Bauvorhabens nicht
begonnen oder die Bauausfihrung ein Jahr unter-
brochen wird. Die Frist kann auf schriftlichen
Antrag jeweils bis zu einem Jahr verldngert wer-
den, wobei dann die zum Zeitpunkt der Verldnge-
rung geltenden gesetzlichen Voraussetzungen fir
die Erteilung der Baugenehmigung vorliegen
mussen.

6.3 BAUVORANFRAGE

In den Fallen, in denen die planungsrechtliche
Zulassigkeit des Vorhabens noch offen ist, emp-
fiehlt es sich, zun&dchst durch eine Bauvoranfrage
die Zulassigkeit kldren zu lassen. Eine Bauvoran-
frage ist ein dem Bauantrag vorangestelltes Ver-
fahren, wobei die Baugenehmigungsbehdrde nur
die konkret gestellten Fragen -insbesondere zur
planungsrechtlichen Zulassigkeit eines Vorha-
bens- klart. Der Aufwand fur eine Bauvoranfrage
ist im Vergleich zum Bauantrag erheblich gerin-
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ger. Nur die fur die Beurteilung der konkreten
Frage erforderlichen Unterlagen sind einzureichen.
Die Entscheidung Uber die Bauvoranfrage erfolgt
durch einen Vorbescheid. Der Vorbescheid ist ein
vorweggenommener Teil der Baugenehmigung
und wird deshalb auch als ,Bebauungsgenehmi-
gung®“ bezeichnet. Der Vorbescheid gilt zwel
Jahre. Die Frist kann auf schriftlichen Antrag
jeweils bis zu einem Jahr verlangert werden,
wobei dann die zum Zeitpunkt der Verldngerung
geltenden gesetzlichen Voraussetzungen fur die
Erteilung des Vorbescheides vorliegen mussen.

6.4 BETEILIGUNG FACHBEHORDEN

Neben dem Bauplanungs- und Bauordnungsrecht
haben im AuBenbereich die 6ffentlichen Belange
in Verbindung mit dem Baunebenrecht besonde-
ren Einfluss auf die Planung. Je nachdem, welche
Belange betroffen sind, werden im Baugenehmi-
gungsverfahren die entsprechenden Fachbehdr-
den und Dienststellen beteiligt und um Stellung-
nahme gebeten. Erst unter Berlcksichtigung der
Stellungnahmen kann eine abschlieBende Beur-
teilung der Genehmigungsfahigkeit des einzel-
nen Bauvorhabens erfolgen. Aus den Stellung-
nahmen ergeben sich zudem regelm&Big Neben-
bestimmungen flr die spétere Baugenehmigung.
Diese sollen sicherstellen, dass 6ffentliche
Belange nicht beeintrachtigt werden bzw. die
Beeintrachtigung soweit wie moglich auf ein
auBenbereichsvertragliches und zuldssiges MaB
reduziert wird. Letztlich stellen also diese Neben-
bestimmungen vielfach erst die Genehmigungsfa-
higkeit her.

Fir Bauvorhaben im AuBenbereich sind insbe-
sondere folgende Stellen von Bedeutung:

AA Kreisstelle der Landwirtschaftskammer

Nordrhein-Westfalen
Bei landwirtschaftlichen Bauvorhaben
(einschl. Gartenbaubetrieben) sowie bei der
Nutzungsédnderung von ehemals landwirt-
schaftlich genutzten Gebauden gibt die Kreis-
stelle der Landwirtschaftskammer eine Stel-
lungnahme ab. Hierbei geht es insbesondere
um folgende Fragen:
e Liegt Landwirtschaft i.S.d.

§ 201 BauGB vor?
¢ Ist ein landwirtschaftlicher

Betrieb gegeben?
— in der Form eines Haupterwerbsbetriebes?
— in der Form eines Nebenerwerbsbetriebes?
e Dient das konkrete Vorhaben dem land-

wirtschaftlichen Betrieb?
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskam-
mer ist eine wichtige Grundlage fir die pla-
nungsrechtliche Einstufung des beantragten
Bauvorhabens.

A AUntere Umweltschutzbehorde des Kreises Borken (FA 63.3)
Die FA 63.3 vertritt die Belange des anlagenbe-
zogenen Immissionsschutzes. Der Kreis Borken ist damit
seit dem 01.01.2008 selbst zustdndige Genehmigungs-
behorde fiir die Dur  chfithrung immissions-
schutzrechtlicher Genehmigungsverfahr en

(siehe unter 6.1).  Darlber hinaus wird die

FA 63.3 als zustandige Fach-

behoérde fiir den Immissionsschutz in bau-
rechtlichen Verfahren beteiligt. Hierbei geht
es insbesondere um die Frage, ob ein Bauvor-
haben schadliche Umwelteinwirkungen her-
vorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird.
Die FA 63.3 formuliert in seiner
Stellungnahme Nebenbestimmungen zur Bau-
genehmigung, die den Immissionsschutz
sicherstellen sollen.



AA StraBenbaubehoérden

Die zustandigen StraBenbaubehérden (Lan-
desbetrieb StraBenbau NRW fir Autobahnen,
Bundes- und LandstraBen sowie der Betrieb
fir StraBen, Gebaudewirtschaft und Grinfla-
chen des Kreises Borken fir KreisstraBen)
sind bei Bauvorhaben im AuBenbereich nach
dem FernstraBengesetz des Bundes und nach
dem StraBen- und Wegegesetz NRW immer
dann zu beteiligen, wenn bauliche Anlagen

¢ |Angs der Bundesautobahnen in einer Ent-
fernung bis zu 100 m,

¢ |lAngs der Bundes-, Landes- und Kreis-
straBen in einer Entfernung bis zu 40 m
errichtet, erheblich gedndert oder anders
genutzt werden sollen bzw.

e iiber Zufahrten oder Zugange an Bundes-,
Landes oder KreisstraBen angeschlossen
oder bei bestehendem Anschluss erheblich
geédndert oder anders genutzt werden sollen.

Kreis Borken - Bauen im AuBenbereich

Die straBenrechtlichen Vorschriften sehen
verschiedene Bauverbote sowie Einschrén-
kungen vor. Darlber hinaus bedirfen
bestimmte Bauvorhaben der Zustimmung der
zustdndigen StraBenbaubehdrde.

AA Forstamt Borken

Wenn bauliche Anlagen in der Nahe von Wald-
flachen geplant sind, wird das Forstamt Bor-
ken um Stellungnahme gebeten. Das Forstamt
praft im Einzelfall, welcher Mindestabstand
zwischen Wald und Gebaude eingehalten
werden muss bzw. inwieweit Schaden des
Lebensraumes Wald durch Nebenbestimmun-
gen in der Baugenehmigung weitgehend ver-
mieden werden kdénnen. Das Forstamt wird
zudem bei Bauvorhaben von forstwirtschaft-
lichen Betrieben beteiligt.
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AA Untere Landschaftsbehdrde

des Kreises Borken

Die Untere Landschaftsbehoérde ist bei Bau-
vorhaben im AuBenbereich nach dem Land-
schaftsgesetz Nordrhein-Westfalen zu beteili-
gen. Sie prift, inwieweit das Vorhaben einen
Eingriff in den Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild darstellt und ob durch Nebenbe-
stimmungen der Eingriff in seiner Auswirkung
z. B. durch eine landschaftstypische Bau-
weise minimiert oder durch PflanzmaBnahmen
ausgeglichen werden kann.

Als Bestandteil der Bauantragsunterlagen ist
eine Bilanz des Eingriffs und ein geeigneter
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Beispiel fir eine Freiflachenplanung
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Vorschlag zur Kompensation der Eingriffsfol-
gen vorzulegen. Die Untere Landschaftsbe-
hérde hat in diesem Zusammenhang eine
Arbeitshilfe fir landschaftsgerechtes
Bauen im AuBenbereich herausgegeben. Die
Arbeitshilfe kann Uber die Internetseiten des
Kreises Borken (www.kreis-borken.de; Such-
begriff: Arbeitshilfe Landschaftsbehérde)
abgerufen werden.

In der Stellungnahme gegentber der Bauge-
nehmigungsbehdrde formuliert die Untere
Landschaftsbehérde die aus Sicht des Land-
schaftsschutzes fir die Baugenehmigung
erforderlichen Nebenbestimmungen.

Kreis Borken - Bauen im AuBenbereich



AA Untere Wasserbehorde

des Kreises Borken

Die Untere Wasserbehdrde wird dann beteiligt,
wenn durch ein Bauvorhaben die Belange des
Gewadsserschutzes beeintrdchtigt werden.
Insbesondere die Behandlung von hauslichen
Abwéassern und die Einleitung von Nieder-
schlagswasser in Oberflachengewéasser bzw.
das Grundwasser werden im Genehmigungs-
verfahren gepruft. Weiterhin beurteilt die Unte-
re Wasserbehérde den Umgang mit und die
Lagerung von Wasser gefahrdenden Stoffen.
Hierzu gehdren im AuBenbereich Tankanlagen
und Waschplatze fur die Reinigung von land-
wirtschaftlichen Geraten. In der Stellungnahme
gegenuber der Baugenehmigungsbehérde wer-
den Nebenbestimmungen formuliert, die den
Schutz der Gewasser sicherstellen.

AA Untere Abfallwirtschaftsbehorde

des Kreises Borken

Die Untere Abfallwirtschaftsbehérde Uber-
wacht die Verwertung und Beseitigung von
Abfallen. Bei landwirtschaftlichen Bauvorha-
ben priuft sie, ob die Verwertung von Wirt-
schaftsdingern oder Sekundarrohstoffdin-
gern im Rahmen der ordnungsgemaBen Land-
wirtschaft erfolgen kann. Sie hat sicherzustel-
len, dass keine Uberschissigen N&hrstoffe in
das Grundwasser eingetragen werden. Diese
Prifung erfolgt auch, wenn sich die Tierzah-
len in einem Betrieb nicht verandern.

Als Grundlage wird das Nahrstoffbeurtei-
lungsblatt herangezogen. Das Formular steht
auf den Internetseiten des Kreises Borken
zum Download zur Verfigung (www.kreis-
borken.de; Suchbegriff: Tierhaltung). Die
landwirtschaftliche Verwertung kann durch
Folgendes nachgewiesen werden:

e Eigentumsflachen,

Pachtvertrage mit 6jahriger Laufzeit,

e eine Vermittlungsgarantie der amtlich aner-
kannten zentralen Datenbank (ZDB),
Verpflichtungserklarungen von anderen
Landwirten Uber die Abnahme von Wirt-
schaftsdlingern mit 9jahriger Laufzeit.
Darlber hinaus wird die erforderliche Lager-
kapazitat fur die Dungstoffe festgestellt. Alle
Nachweise sind vor Erteilung der Genehmi-
gung zu erbringen.

AA Fachbereich Tiere und Lebensmittel

(Veterindrbehorde) des Kreises Borken

Der Fachbereich Tiere und Lebensmittel wird

bei Bauvorhaben beteiligt, wenn

e die zu errichtenden Gebaude oder Gebau-
deteile der Tierhaltung dienen (Stallgebé&u-
de, Tiergehege, Viehsammelstellen, Tierkor-
perbeseitigungsanlagen etc.) bzw.

e wenn in den Gebauden Lebensmittel zum
menschlichen Verzehr oder Futtermittel fur
Tiere gewonnen, hergestellt, behandelt oder
in den Verkehr gebracht werden (Schlacht-
betriebe, Zerlegebetriebe, Verarbeitungsbe-
triebe, Gastronomiebetriebe, Lebensmittel-
groB- und Einzelhandel, Direktvermarktung
von Lebensmitteln vom Hof aus, Futtermit-
telherstellungsbetriebe etc.).

Vom Fachbereich Tiere und Lebensmittel wird
geprift, inwieweit die rechtlichen Bestimmun-
gen (Tierschutzrecht, Tierseuchenrecht, Tier-
kérperbeseitigungsrecht, Futtermittelrecht,
Fleischhygienerecht, Lebensmittelrecht u.a.)
bertcksichtigt werden. Gegebenenfalls wer-
den in der Stellungnahme gegeniiber der Bau-
genehmigungsbehérde Nebenbestimmungen
formuliert, die die Einhaltung der Vorschriften
gewaéhrleisten sollen.
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6.5 EINVERNEHMEN DER GEMEINDE

Die Baugenehmigungsbehdérde entscheidet
gemaB § 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB Uber Bauvorha-
ben im AuBenbereich im Einvernehmen mit der
Gemeinde. Sofern die Gemeinde das Einverneh-
men versagt, kann die Baugenehmigungsbehérde
die beantragte Genehmigung nicht erteilen. Die
Gemeinde kann aber das Einvernehmen nicht
willklrlich versagen. Sie ist bei ihrer Prifung an
die Tatbestandsvoraussetzungen des § 35 BauGB
gebunden.

e
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Der § 2 a der Verordnung zur Durchfiihrung
des Baugesetzbuches wurde mit Wirkung
vom 13.10.2005 aufgehoben.
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Der § 2 a der Verordnung zur Durchführung des Baugesetzbuches wurde mit Wirkung vom 13.10.2005 aufgehoben.


7. ANHANG

7.1 WICHTIGE VORSCHRIFTEN UBER DAS BAUEN IM AUSSENBEREICH

§ 35 Baugesetzbuch: Bauen im AuBenbereich
(1) Im AuBenbereich ist ein Vorhaben nur zuldssig, wenn &éffentliche Belange nicht entgegenstehen, die
ausreichende ErschlieBung gesichert ist und wenn es

1.

2.
3.

O

einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der
Betriebsfldche einnimmt,

einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient,

der &6ffentlichen Versorgung mit Elektrizitdt, Gas, Telekommunikationsdienstleistungen, Wédrme und
Wasser, der Abwasserwirtschaft oder einem ortsgebundenen gewerblichen Betrieb dient,

. wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner nachteiligen Wirkung auf

die Umgebung oder wegen seiner besonderen Zweckbestimmung nur im AuBenbereich ausgefihrt
werden soll,

. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dient,
. der energetischen Nutzung von Biomasse im Rahmen eines Betriebes nach Nummer 1 oder 2 oder

eines Betriebes nach Nummer 4, der Tierhaltung betreibt, sowie dem Anschluss solcher Anlagen an

das dffentliche Versorgungsnetz dient, unter folgenden Voraussetzungen:

a) das Vorhaben steht in einem rdumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem Betrieb,

b) die Biomasse stammt (iberwiegend aus dem Betrieb oder (iberwiegend aus diesem und nahe
gelegenen Betrieben nach den Nummern 1, 2 oder 4, soweit letzterer Tierhaltung betreibt,

c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben und

d) die installierte elektrische Leistung der Anlage (berschreitet nicht 0,5 MW oder

. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken oder der Ent-

sorgung radioaktiver Abfélle dient.

(2) Sonstige Vorhaben kénnen im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausfiihrung oder Benutzung
offentliche Belange nicht beeintrdchtigt und die ErschlieBung gesichert ist.

(3) Eine Beeintrdchtigung &ffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben

1.
2.

3.
. unwirtschaftliche Aufwendungen flr StraBen oder andere Verkehrseinrichtungen, fur Anlagen der

den Darstellungen des Flachennutzungsplans widerspricht,

den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere des Wasser-, Abfall-
oder Immissionsschutzrechts, widerspricht,

schédliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird,

Versorgung oder Entsorgung, fir die Sicherheit oder Gesundheit oder fir sonstige Aufgaben erfor-
dert,
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6.
7.
8.

. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denkmalschutzes

oder die natirliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert beeintrdchtigt oder das
Orts- und Landschaftsbild verunstaltet,

MaBnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeintrdchtigt oder die Wasserwirtschaft gefdhrdet,
die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befiirchten ldsst oder

die Funktionsféhigkeit von Funkstellen und Radaranlagen stért.

Raumbedeutsame Vorhaben dlirfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen; &ffentliche Belange
stehen raumbedeutsamen Vorhaben nach Absatz 1 nicht entgegen, so weit die Belange bei der Darstellung
dieser Vorhaben als Ziele der Raumordnung abgewogen worden sind. Offentliche Belange stehen einem Vor-
haben nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 in der Regel auch dann entgegen, so weit hierfir durch Darstellungen im
Fldchennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist.

(4) Den nachfolgend bezeichneten sonstigen Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 kann nicht
entgegengehalten werden, dass sie Darstellungen des Fldchennutzungsplans oder eines Landschafts-
plans widersprechen, die natlrliche Eigenart der Landschaft beeintrdchtigen oder die Entstehung, Ver-
festigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befiirchten lassen, so weit sie im Gbrigen auBenbe-
reichsvertrdglich im Sinne des Absatzes 3 sind:

1.

die Anderung der bisherigen Nutzung eines Geb&udes im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 unter folgen-

den Voraussetzungen:

a) das Vorhaben dient einer zweckméBigen Verwendung erhaltenswerter Bausubstanz,

b) die duBere Gestalt des Gebdudes bleibt im Wesentlichen gewahrt,

c) die Aufgabe der bisherigen Nutzung liegt nicht ldnger als sieben Jahre zurlick,

d) das Gebdude ist vor mehr als sieben Jahren zuldssigerweise errichtet worden,

e) das Gebdude steht im rdumlich-funktionalen Zusammenhang mit der Hofstelle des land- oder
forstwirtschaftlichen Betriebes,

f) im Falle der Anderung zu Wohnzwecken entstehen neben den bisher nach Absatz 1 Nr. 1 zuléssi-
gen Wohnungen héchstens drei Wohnungen je Hofstelle und

g) es wird eine Verpflichtung idbernommen, keine Neubebauung als Ersatz fir die aufgegebene Nut-
zung vorzunehmen, es sei denn, die Neubebauung wird im Interesse der Entwicklung des Betrie-
bes im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 erforderlich,

. die Neuerrichtung eines gleichartigen Wohngebéudes an gleicher Stelle unter folgenden Voraussetzungen:

a) das vorhandene Gebdude ist zuldssigerweise errichtet worden,

b) das vorhandene Gebdude weist Missstdnde oder Méangel auf,

c) das vorhandene Gebdude wird seit Idngerer Zeit vom Eigentiimer selbst genutzt und

d) Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass das neu errichtete Gebdude flir den Eigenbedarf des
bisherigen Eigentiimers oder seiner Familie genutzt wird; hat der Eigentimer das vorhandene
Gebdude im Wege der Erbfolge von einem Voreigentiimer erworben, der es seit ldngerer Zeit
selbst genutzt hat, reicht es aus, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass das neu errich-
tete Gebdude flr den Eigenbedarf des Eigentiimers oder seiner Familie genutzt wird,

28



3. die alsbaldige Neuerrichtung eines zuldssigerweise errichteten, durch Brand, Naturereignisse oder
andere auBergewdhnliche Ereignisse zerstérten, gleichartigen Gebdudes an gleicher Stelle,

4. die Anderung oder Nutzungsdnderung von erhaltenswerten, das Bild der Kulturlandschaft prédgen-
den Gebduden, auch wenn sie aufgegeben sind, wenn das Vorhaben einer zweckmé&Bigen Verwen-
dung der Gebdude und der Erhaltung des Gestaltwerts dient,

5. die Erweiterung eines Wohngebédudes auf bis zu hdéchstens zwei Wohnungen unter folgenden
Voraussetzungen:

a) das Gebdude ist zuldssigerweise errichtet worden,

b) die Erweiterung ist im Verhéltnis zum vorhandenen Gebdude und unter Berlicksichtigung der
Wohnbedirfnisse angemessen und

c) bei der Errichtung einer weiteren Wohnung rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass das
Gebdude vom bisherigen Eigentimer oder seiner Familie selbst genutzt wird,

6. die bauliche Erweiterung eines zuldssigerweise errichteten gewerblichen Betriebes, wenn die Erwei-
terung im Verhéltnis zum vorhandenen Gebdude und Betrieb angemessen ist.

In den Féllen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 sind geringfligige Erweiterungen des neuen Gebdudes

gegenliber dem beseitigten oder zerstérten Gebdude sowie geringfiigige Abweichungen vom

bisherigen Standort des Gebdudes zuldssig.

(5) Die nach den Absétzen 1 bis 4 zuldssigen Vorhaben sind in einer fldichensparenden, die Bodenver-
siegelung auf das notwendige MaB begrenzenden und den AuBenbereich schonenden Weise auszu-
fihren. Fir Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 ist als weitere Zuldssigkeitsvoraussetzung eine Ver-
pflichtungserkldrung abzugeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zuldssigen Nutzung
zurickzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen; bei einer nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 zuldssigen
Nutzungsénderung ist die Riickbauverpflichtung zu dbernehmen, bei einer nach Absatz 1 Nr. 1 oder
Absatz 2 zuldssigen Nutzungsdnderung entféllt sie. Die Baugenehmigungsbehdrde soll durch nach
Landesrecht vorgesehene Baulast oder in anderer Weise die Einhaltung der Verpflichtung nach Satz 2
sowie nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe g sicherstellen. Im (brigen soll sie in den Féllen des Ab-
satzes 4 Satz 1 sicherstellen, dass die bauliche oder sonstige Anlage nach Durchflihrung des Vorha-
bens nur in der vorgesehenen Art genutzt wird.

(6) Die Gemeinde kann fiir bebaute Bereiche im AuBenbereich, die nicht dberwiegend landwirtschaft-
lich geprégt sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung
bestimmen, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegengehalten
werden kann, dass sie einer Darstellung im Fldéchennutzungsplan Gber Fldchen fir die Landwirtschaft
oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung beflirchten las-
sen. Die Satzung kann auch auf Vorhaben erstreckt werden, die kleineren Handwerks- und Gewerbe-
betrieben dienen. In der Satzung kénnen ndhere Bestimmungen Uber die Zuldssigkeit getroffen wer-
den. Voraussetzung fir die Aufstellung der Satzung ist, dass
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. sie mit einer geordneten stddtebaulichen Entwicklung vereinbar ist,

. die Zuldssigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertrédglichkeitspri-
fung nach Anlage 1 zum Gesetz (ber die Umweltvertrdglichkeitspriifung oder nach Landesrecht
unterliegen, nicht begrindet wird und

3. keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrdchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten

Schutzglter bestehen.

Bei Aufstellung der Satzung sind die Vorschriften iber die Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung

nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 entsprechend anzuwenden. § 10 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.

Von der Satzung bleibt die Anwendung des Absatzes 4 unberihrt.

N =

§ 36 Baugesetzbuch: Beteiligung der Gemeinde und der héheren Verwaltungsbehérde

(1) Uber die Zuldssigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33 bis 35 wird im bauaufsichtlichen Verfahren
von der Baugenehmigungsbehdrde im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. ... In den Féllen
des § 35 Abs. 2 und 4 kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung allgemein oder flr bestimm-
te Félle festlegen, dass die Zustimmung der héheren Verwaltungsbehdérde erforderlich ist.

§ 201 Baugesetzbuch: Begriff der Landwirtschaft

Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzbuchs ist insbesondere der Ackerbau, die Wiesen- und Weidewirt-
schaft einschlieBlich Tierhaltung, so weit das Futter Giberwiegend auf den zum landwirtschaftlichen Betrieb
gehdrenden, landwirtschaftlich genutzten Fldchen erzeugt werden kann, die gartenbauliche Erzeugung, der
Erwerbsobstbau, der Weinbau, die berufsméaBige Imkerei und die berufsméBige Binnenfischerei.

§ 245b Baugesetzbuch: Ubergangsvorschriften fiir das Bauen im AuBenbereich
(2) Die Ldnder kénnen bestimmen, dass die Frist nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe c bis zum
31. Dezember 2008 nicht anzuwenden jst.

Der § 2 a der Verordnung zur Durchfuhrung
des Baugesetzbuches wurde mit Wirkung
vom 13.10.2005 aufgehoben.


f6312a
Durchstreichen

f6312a
Textfeld
Der § 2 a der Verordnung zur Durchführung des Baugesetzbuches wurde mit Wirkung vom 13.10.2005 aufgehoben.


7.2 ANTRAGSUNTERLAGEN FUR LANDWIRTSCHAFTLICHE BIMSCHG-VERFAHREN

Q Antrag auf Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer genehmigungsbedirftigen Anlage
i.S.d. § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
§ 4 BImSchG (Neugenehmigung)

Q Antrag auf Genehmigung einer Anderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes einer
genehmigungsbedirftigen Anlage i.S.d. § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
§ 16 BImSchG (Anderungsgenehmigung)

Vorlage von 12 Ausfertigungen -
Unterlagen miissen mit Angaben von Ort und Datum unterschrieben sein!
(mindestens Ausfertigungen 1 - 3 mit Originalunterschriften)

Allgemeines
1. A Anschreiben mit allgemeiner Beschreibung des Ist-Zustandes und Angabe Uber den Umfang der
beantragten Genehmigung,

2. Q0 Verzeichnis der Antragsunterlagen (Inhaltsverzeichnis),
3. Q Formular 1 - Blatt 1 und 2 (Neugenehmigung) oder
Q Formular 7 - Blatt 1 und 2 (Anderungsgenehmigung) Pkt. 2.2 und 2.3 ausfiillen,
4. 0 Formulare 2 bis 6 zu vorhandenen und geplanten Betriebseinheiten,
5. 0 Topographische Karte im MaBstab von 1 : 25.000,
6. A Deutsche Grundkarte im MaBstab von 1 : 5.000 mit Angabe der Hauptwindrichtung, der Rechts-

und Hochwerte mit Standorteinzeichnung der Emissionsquellen.

Bauvorlagen
1. O Bauantrag (Sonderbauten gem. § 68 Abs. 1 Satz 3 BauO NRW),

2. Q Erhebungsvordruck fir Baugenehmigung,

3. O Brandschutzkonzept bzw. Brandschutznachweis (in 3-facher Ausfertigung),

4.0 Lageplan mit Darstellung der Grundstlicksentwadsserung und der h&uslichen Abwé&sser
(MaBstab 1:500),

5. 4 Baubeschreibung,

6. Q Bauzeichnungen (Grundriss-, Schnitt- und Ansichtszeichnungen) der geplanten und der vorhan-

denen Stalle einschlieBlich Nebenanlagen,
7.3 Ermittlung der Rohbaukosten nach DIN und nachprifbare Berechnung der gesamten Herstel-
lungskosten bzw. Errichtungskosten des geplanten Vorhabens,
. @ Berechnung der Nutzflache und des umbauten Raumes,
. O Standsicherheitsnachweis und andere bautechnische Nachweise von dem geplanten Baukdrper
(Vorlage unmittelbar bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehdrde, spétestens vor Baubeginn),
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10. Q technische Anlagen- und Betriebsbeschreibung mit Angaben zu LUftungs-, Fltterungs-,
Heizungs-, Verladeanlagen (siehe TA Luft, Nr. 5.4.7.1).

Tierschutz

1. O spezielle Anforderungen an die Tierhaltung unter Berlcksichtigung des Tierschutzes und der
dazugehérigen Verordnungen (Schweinehaltungshygiene-VO u.a.), entfallt bei reiner Rinderhal-
tung,

2. Q Tierbesatz (u.a. Gewicht, Anzahl, Mindestflache, Sichtkontakt zu anderen Tieren, Beschafti-
gungsmoglichkeiten, Verladeeinrichtung).

Immissionsschutz

Ubersicht des Gesamttierbestandes in GroBvieheinheiten (Istzustand und Planzustand),
Punktebewertung der Stallgebdude (nach VDI), (entféllt bei reiner Rinderhaltung),

Berechnung VDI- und TA-Luftabstédnde (entfallt bei reiner Rinderhaltung),

Berechnung Emissionsschwerpunkt der Hofstelle (entfallt bei reiner Rinderhaltung),
zeichnerische Darstellung der Berechnungsergebnisse (entfallt bei reiner Rinderhaltung),
MaBnahmen zur Verminderung/Vermeidung von Larm-/Geruchsemissionen,

Berechnung des Mindestabstandes zu empfindlichen Pflanzen und Okosystemen im Hinblick auf
die Anforderungen der Nummer 4.8 anhand des Anhanges 1 der TA Luft,

bauliche und betriebliche MaBnahmen zur Minderung von Ammoniakemissionen.

1
2
3
4.
5
6
7

A Iy Ny i I

8.

U

Landwirtschaft

1. O landwirtschaftliche Betriebsbeschreibung,

2.0 Berechnung und Aufstellung Uber das Fassungsvermdgen bzw. GréBe der vorhandenen und
geplanten bzw. beantragten Gulle- bzw. Jauchelagerrdume oder Festmistlagerstatten,

3. A Berechnung des Exkrementeanfalles aus der gesamten vorhandenen und geplanten bzw. bean-
tragten Tierhaltung auf dem Betriebsgrundstiick (Formblatt ,Gullebagger®),

4. 0 Nahrstoffbeurteilungsblatt fir landwirtschaftliche Bauvorhaben (bei Tierhaltung und Biogasanlagen).

Reststoffverwertung

1. O Aufstellung der Grundstiicksflachen fir die Reststoffverwertung mit Angabe von Gemarkung, Flur
und Flurstiick sowie der einzelnen FlachengréBen,

2. Q Auszug aus dem Liegenschaftskataster (Bestandsverzeichnis) Gber die Ausbringflachen,

3. A Karten im MaBstab 1 : 5.000 (Kopien der Deutsche Grundkarten), aus denen bewirtschaftete Teil-
flursticke sowie Gulleverpflichtungsflachen hervorgehen, die als Flachen fiir das Ausbringen der
tierischen Exkremente dienen,

4. 0 Pachtvertrage (Mindestlaufzeit 6 Jahre), Vermittlungsgarantie der amtlich anerkannten zentralen
Datenbank (ZDB) oder Verpflichtungserklarungen von anderen Landwirten mit einer Mindestlauf-
zeit von 9 Jahren (jedoch nicht bei Biogasanlagen).
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Landschaftsschutz
1. Q Beschreibung und Ermittlung der KompensationsbedarfsmaBnahmen (6kologischer Ausgleich)
einschlieBlich Darstellung in einem Lageplan (Landschaftspflegerischer Begleitplan).

Abwasser

1. A Beschreibung und Darstellung der Auffanggruben fir Reinigungswasser bzw. Angaben lUber den
Verbleib des Reinigungswassers,

2. Q Sicherheitsdatenbléatter fir Reinigungsmittel und Angaben zu den Bevorratungsmengen fir die
Reinigungsmittel, falls Reinigungsmittel in den Stéllen eingesetzt werden,

3. A verbindliche Aussagen zur Art der Beseitigung des auf dem Betrieb anfallenden h&uslichen
Abwassers (Kleinkldranlagen nach DIN 4261 u.a.).

Sonstiges

1. Q Angaben zum Medikamenteneinsatz (Welche? Mengen? Zwischenlagerung wo?),

2. Q MaBnahmen im Stoérfall (Alarmanlage, Kopplung Heizung/Liftung, Betreuung der Tiere),
3. d MaBnahmen zum Arbeitsschutz,

4. 1 MaBnahmen bei Betriebseinstellung.

7.3 BAUANTRAGSUNTERLAGEN

Ein Bauantrag mit seinen Bauvorlagen muss eine vollstdndige Beurteilung aller fur die Prifung des
Bauvorhabens relevanten Fragestellungen durch die Genehmigungsbehdérde ermdglichen. Da fiir Bau-
vorhaben im AuBenbereich regelmaBig mehrere Fachbehdérden zu beteiligen sind, sollten zur Be-
schleunigung des Verfahrens

mindestens 5 Ausfertigungen des Bauantrages
eingereicht werden.
Je nach Art des Vorhabens sind folgende Bauantragsunterlagen vorzulegen:

a) Landwirtschaftliches Bauvorhaben (§ 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB):
1. Q Antragsformular Bauantrag,
2. A textliche Erlauterung zum beantragten Bauvorhaben,
O Meldebescheinigungen (bei Wohnbauvorhaben),
Q Erklarung Uber Anzahl der vorhandenen Wohnungen auf der Hofstelle (bei Wohnbauvorhaben),
Q Lageplan im MaBstab 1:500 mit Eintragung der Nutzung der Gebaude,
Q beglaubigter Flurkartenauszug,

© ok w
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7. 1 Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

8. A Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,
9. O Berechnung der Wohn- bzw. Nutzflache,
10. Q Berechnung des umbauten Raumes,
11. O Angabe der Herstellungskosten (bei Umbauten und bei baulichen Anlagen, die nicht Gebaude sind),
12. 4 Baubeschreibung,
13. A landwirtschaftliche Betriebsbeschreibung,
14. Q Nahrstoffbeurteilungsblatt fir landwirtschaftliche Bauvorhaben (bei Tierhaltung und Biogasanlagen),
15. Q bei Tierhaltung Nachweis der Reststoffverwertung durch Pachtvertrage (Mindestlaufzeit 6
Jahre), Vermittlungsgarantie der amtlich anerkannten zentralen Datenbank (ZDB) bzw. Verpflich-
tungserkldrungen von anderen Landwirten mit einer Mindestlaufzeit von 9 Jahren (jedoch nicht
bei Biogasanlagen),
16. A Erhebungsbogen flr die Baustatistik (1fach),
17. Q Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),
18. 0 Angaben zur Entwasserung,
19. A Freiflachenplan (Nachweis Uber den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft),
20. Q je nach Art des Vorhabens ggf. weitere Unterlagen zum Brandschutz, zur Standsicherheit, zum
Schallschutz, Warmeschutz, Tierschutz, Immissionsschutz, Arbeitsschutz etc.,
21. 0 Soweit es sich bei dem Betrieb um eine genehmigungsbedurftige Tierhaltungsanlage nach dem

BImSchG handelt:

— Ist der Betrieb bereits nach § 67 BImSchG beim StUA Herten angezeigt?
(Bescheid beifligen)

— Ist das konkrete Vorhaben nach § 15 BImSchG beim StUA Herten angezeigt?

b) Nutzungsanderung eines landwirtschaftlich genutzten Gebaudes
(§ 35 Abs. 4 Nr. 1 BauGB):

. O Antragsformular Bauantrag,

. A Antragsbegriindung,

. OQ Bericht zum baulichen Zustand des Gebaudes (einschl. Fotos),
Q Lageplan im MaBstab 1:500,

Q beglaubigter Flurkartenauszug,

Q Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

Q Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,
Q Berechnung der Wohn- bzw. Nutzflache,

0 Berechnung des umbauten Raumes,

Q Angabe der Herstellungskosten (bei Umbauten),

O Baubeschreibung,
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12.

13.
14.
15.
16.
17.

18.

19.

Q landwirtschaftliche Betriebsbeschreibung (bei einem aufgegebenen Betrieb abgestellt auf den
Zeitpunkt der Betriebsaufgabe bzw. auf den Zeitraum davor),

Q gewerbliche Betriebsbeschreibung (bei beantragter gewerblicher Nutzung),

Q Erhebungsbogen fir die Baustatistik (1fach),

O Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),

0 Angaben zur Entwésserung,

Q je nach Art des Vorhabens ggf. weitere Unterlagen zum Brandschutz, zur Standsicherheit, zum
Schallschutz, Warmeschutz, Immissionsschutz, Arbeitsschutz, zur Abfallverwertung bzw. -ent-
sorgung etc.,

Q amtliche Lageplane im MaBstab 1:500 bis 1:2.500 mit Eigentiimerangabe in 5facher Ausferti-
gung zur Eintragung der Baulast (Verzicht auf Neubebauung),

O Soweit es sich bei dem Betrieb um eine genehmigungsbediirftige Tierhaltungsanlage nach dem
BImSchG handelt:

— Ist der Betrieb bereits nach § 67 BImSchG beim StUA Herten angezeigt?
(Bescheid beifligen)
— Ist das konkrete Vorhaben nach § 15 BImSchG beim StUA Herten angezeigt?

c) Ersatzbau fiir ein mangelhaftes Wohngebaude (§ 35 Abs. 4 Nr. 2 BauGB):

1.
2.

©
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11.
12.
13.
14.
15.

N RE®

Q Antragsformular Bauantrag,

Q Antragsbegrindung (insbes. Angaben, von wem die beantragten Wohnrdume genutzt werden sol-
len sowie Angaben zum Abbruch bzw. zur zukinftigen Nutzung des bisherigen Wohnhauses),
Bericht zum baulichen Zustand des Gebaudes (einschl. Fotos),

Meldebescheinigungen fur alle zzt. und in Zukunft wohnenden Familienmitglieder,

Lageplan im MaBstab 1:500,

beglaubigter Flurkartenauszug,

Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,

Berechnung der Wohn- bzw. Nutzflache,

Berechnung des umbauten Raumes,

Baubeschreibung,

Erhebungsbogen flr die Baustatistik (1fach),

Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),

Angaben zur Entwé&sserung,

Freiflachenplan (Nachweis Uiber den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft).
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d) Ersatzbau aufgrund auBergewdhnlicher Ereignisse (§ 35 Abs. 4 Nr. 3 BauGB):
1. Q Antragsformular Bauantrag,
2. Q Antragsbegriindung (mit Angaben zum zerstdrten Gebaude),

3. A Lageplan im MaBstab 1:500,
4. Q beglaubigter Flurkartenauszug,
5. O Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,
6. O Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,
7. Q Berechnung der Wohn- bzw. Nutzflache,
8. O Berechnung des umbauten Raumes,
9. O Baubeschreibung,
10. Q landwirtschaftliche Betriebsbeschreibung (bei landwirtschaftlicher Nutzung),
11. O Erhebungsbogen fir die Baustatistik (1fach),
12. O Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),
13. O Angaben zur Entwésserung,
14. Q Freiflachenplan (Nachweis (ber den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft),
15. Q je nach Art des Vorhabens ggf. weitere Unterlagen zum Brandschutz, zur Standsicherheit, zum
Schallschutz, Warmeschutz, Immissionsschutz, zur Abfallverwertung bzw. -entsorgung etc.,
16. O Soweit es sich um eine genehmigungsbedurftige Tierhaltungsanlage nach dem BImSchG handelt:

— Ist der Betrieb bereits nach § 67 BImSchG beim StUA Herten angezeigt?
(Bescheid beifligen)
— Ist das konkrete Vorhaben nach § 15 BImSchG beim StUA Herten angezeigt?

e) Anderung von kulturlandschaftspriagenden Gebauden
(§ 35 Abs. 4 Nr. 4 BauGB):

1. Q Antragsformular Bauantrag,

2. 4 Antragsbegrindung,

3. O Bericht zum baulichen Zustand des Gebaudes,

4. 1 ggf. Kopien von alten Bauzeichnungen,

5. Q4 zeichnerische Bestandsaufnahme (BauaufmaB) zur Beurteilung des Hausgefliges (alle Ansich-
ten, Grundrisse, samtliche zur Beurteilung des Objektes notwendigen Langs- und Querschnitte
mit Angaben und Darstellungen zum Hausgeflige und Konstruktionsgerist),

. O Fotodokumentation des Gebaudes und seiner unmittelbaren Umgebung
(evtl. auch historische Aufnahmen),

. A Lageplan im MaBstab 1:500,

. O beglaubigter Flurkartenauszug,

. A Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

. @ Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,

. Q Berechnung der Wohn- bzw. Nutzflache,
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12.
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.

a
a
a
a
a
a
a
a

Berechnung des umbauten Raumes,

Angabe der Herstellungskosten (bei Umbauten),

Baubeschreibung,

gewerbliche Betriebsbeschreibung (bei beantragter gewerblicher Nutzung),

Erhebungsbogen flr die Baustatistik (1fach),

Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),

Angaben zur Entwésserung,

je nach Art des Vorhabens ggf. weitere Unterlagen zum Brandschutz, zur Standsicherheit, zum
Schallschutz, Warmeschutz, Immissionsschutz, Arbeitsschutz, zur Abfallverwertung bzw. -ent-
sorgung etc.

f) Erweiterung eines Wohngebaudes (§ 35 Abs. 4 Nr. 5 BauGB):
1. Q Antragsformular Bauantrag,
2. 1 Antragsbegriindung

3.

©

11.
12.
13.
14.
15.

© N O A

Ay oy Iy Iy

a

a

(insbes. Angaben, von wem die beantragten Wohnrdume genutzt werden sollen),
Meldebescheinigungen fiur alle zzt. und in Zukunft wohnenden Familienmitglieder der jeweiligen
Wohneinheiten,

Lageplan im MaBstab 1:500,

beglaubigter Flurkartenauszug,

Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,

Berechnung der Wohn- bzw. Nutzflache,

Berechnung des umbauten Raumes,

Angabe der Herstellungskosten (bei Umbauten),

Baubeschreibung,

Erhebungsbogen flr die Baustatistik (1fach),

Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),

Angaben zur Entwé&sserung,

Freiflachenplan (Nachweis Uber den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft)
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g) Erweiterung eines Gewerbebetriebes (§ 35 Abs. 4 Nr. 6 BauGB):

1.
.

11.
12.
13.
14.
15.
16.

0O ~NO Ok WN

I Ty 1y I I Ay Ay oy I Iy

Q

Antragsformular Bauantrag,

Antragsbegrindung (mit Angaben zur bisherigen Betriebsentwicklung),

Lageplan im MaBstab 1:500,

beglaubigter Flurkartenauszug,

Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,

Berechnung der Nutzflache,

Berechnung des umbauten Raumes,

Angabe der Herstellungskosten (bei Umbauten und bei baulichen Anlagen, die nicht Gebdude sind),
Baubeschreibung,

gewerbliche Betriebsbeschreibung mit Maschinenaufstellungsplan,

Erhebungsbogen fir die Baustatistik (1fach),

Nachweis der Bauvorlageberechtigung (sofern nicht bekannt),

Angaben zur Entwéasserung,

Freiflachenplan (Nachweis Uber den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft),

je nach Art des Vorhabens ggf. weitere Unterlagen zum Brandschutz, zur Standsicherheit, zum
Schallschutz, Warmeschutz, Immissionsschutz, Arbeitsschutz, zur Abfallverwertung bzw. -ent-
sorgung etc.

h) Garagen und liberdachte Stellpldatze (§ 35 Abs. 2 BauGB):

1.
.a
|

—_

~CO0PEO oA ON

a

Q

a
a
a
(W]
a
a
a
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Antragsformular Bauantrag,

Antragsbegriindung (mit Angaben Uber vorhandene Unterstellmdglichkeiten auf dem Grundstick),
Lageplan im MaBstab 1:500,

beglaubigter Flurkartenauszug,

Auszug aus der Deutschen Grundkarte im MaBstab 1:5.000,

Bauzeichnungen (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im MaBstab 1:100,

Berechnung der Nutzflache,

Berechnung des umbauten Raumes,

Baubeschreibung,

Erhebungsbogen flr die Baustatistik (1fach),

Freiflachenplan (Nachweis Uiber den Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft).



7.4 WICHTIGE ADRESSEN
7.4.1 BAUGENEHMIGUNGSBEHORDEN

a) Fir die Stadte und Gemeinden Gescher,
Heek, Heiden, Isselburg, Legden, Raesfeld,
Reken, Rhede, Schéppingen, Stadtlohn,
Sidlohn, Velen und Vreden:

Kreis Borken, Fachbereich Bauen und
Wohnen, Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Telefon: 02861- 82 2311,

Telefax: 02861 - 82 1147,

Internet: www.kreis-borken.de,

Email: bauen@kreis-borken.de

b) Fiir das Gebiet der Stadt Ahaus:
Stadt Ahaus, Bauordnungsamt,
Rathausplatz 1, 48683 Ahaus,
Telefon: 02561 - 72 450,

Telefax: 02561 - 7281 450,
Internet: www.ahaus.de,
Email: k.reinermann@ahaus.de

c) Fiir das Gebiet der Stadt Bocholt:
Stadt Bocholt, Fachbereich
Stadtplanung und Bauordnung,
Berliner Platz 1, 46395 Bocholt
Telefon: 02871 - 953 404,

Telefax: 02871 - 953 156,
Internet: www.bocholt.de,
Email: bauordnung@mail.bocholt.de

d) Fiir das Gebiet der Stadt Borken:
Stadt Borken, Fachbereich Stadtentwicklung,
Umwelt und Bauen, Im Piepershagen 17,
46325 Borken, Telefon: 02861 - 939 182,
Telefax: 02861 - 939 62 182,
Internet: www.borken.de,
Email: stadtpost@borken.de

e) Fur das Gebiet der Stadt Gronau:
Stadt Gronau, Fachbereich Stadtplanung und
Bauordnung, Konrad-Adenauer-Str. 1,
48599 Gronau, Telefon: 02562 - 12 282,
Telefax: 02562 - 12 8282,
Internet: www.gronau.de,
Email: info@gronau.de

7.4.2 OBERE BAUAUFSICHTSBEHORDEN

a) Fiir den Kreis Borken als
Baugenehmigungsbehoérde:
Bezirksregierung Minster, Dezernat
Bauaufsicht, Domplatz 1-3, 48143 Mdunster,
Telefon: 0251 - 411 1488,

Telefax: 0251 - 411 81488,
Internet: www.bezirksregierung-muenster.de,

b) Fiir die Stadte Ahaus, Bocholt, Borken und
Gronau als Baugenehmigungsbehérden:
Kreis Borken, Obere Bauaufsicht,

Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Telefon: 02861 - 82 2308,
Telefax: 02861 - 82 1147,
Internet: www.kreis-borken.de,
Email: bauen@kreis-borken.de
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7.4.3 FACHBEHORDEN UND INSTITUTIONEN
Internet: www.strassen.nrw.de,

a) Landwirtschaftliche Dienststelle Email: bernhard.schipp@muenster.strassen.nrw.de
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen,
Kreisstelle Borken, e) StraBenbaubehdérde im Bereich
Johann-Walling-Str. 45, von KreisstraBen
46325 Borken, Telefon: 02861 - 9227 0, Kreis Borken,
Telefax: 02861 - 9227 33, Betrieb fur StraBen,
Internet: |k-wl.de, Gebaudewirtschaft und Grinflachen,
Email: borken@Iwk.nrw.de Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Telefon: 02861 - 82 0 (Zentrale),
b) Immissionsschutzbehérde Telefax: 02861 - 82 1381,

Kreis Borken Internet: www.kreis-borken.de

Untere Umweltschutzbehorde

Burloer Str. 93, 46325 Borken
Telefon: 02861-82 2307

f) Forstbehérde
Forstamt Borken,

Telefax: 02861-82 1147 Ramsdorfer Postweg 20,
Internet: www .kreis-borken.de 46325 Borken,
Email: bauen@kreis-borken.de Telefon: 02861 - 93370,
Telefax: 02861 - 9337 22,
c) StraBenbaubehérde im Bereich Internet: www.forst.nrw.de,
von Autobahnen Email:poststelle@fa-borken.Ifv.nrw.de
e A 31: Landesbetrieb StraBenbau NRW,
Niederlassung Hamm, g) Landschaftsbehorde
Otto-Krafft-Platz 8, 59065 Hamm, Kreis Borken,
Telefon: 02381 - 912 0, Untere Landschaftsbehérde,
Telefax: 02381 - 912 497, Burloer Str. 93, 46325 Borken,
e A 3: Landesbetrieb StraBenbau NRW, Telefon: 02861 - 82 1448,
Niederlassung Krefeld, Telefax: 02861 - 82 1435,
Hansastr. 2, 47799 Krefeld, Internet: www.kreis-borken.de,
Telefon: 02151 - 819 O, Email: naturundlandschaft@kreis-borken.de

Telefax: 02151 - 819 420
h) Wasserbehérde

d) StraBenbaubehérde im Bereich Kreis Borken,
von Bundes- und LandstraBen Untere Wasserbehoérde,
Landesbetrieb StraBenbau NRW, Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Niederlassung Coesfeld, Telefon: 02861 - 82 0 (Zentrale),
Wahrkamp 30, 48653 Coesfeld, Telefax: 02861 - 82 1435,
Telefon: 02541 - 742 132, Internet: www.kreis-borken.de,
Telefax: 02541 - 742 271, Email: wasserwirtschaft@kreis-borken.de
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f6312a
Textfeld
Burloer Str. 93, 46325 Borken
Telefon: 02861-82 2307
Telefax: 02861-82 1147
Internet: www.kreis-borken.de
Email: bauen@kreis-borken.de


i) Abfallbehérde
Kreis Borken,
Untere Abfallwirtschaftsbeho6rde,
Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Telefon: 02861 - 82 1437,
Telefax: 02861 - 82 1435,
Internet: www.kreis-borken.de,
Email: bodenundabfall@kreis-borken.de

i) Veterinarbehoérde
Kreis Borken,
Fachbereich Tiere und Lebensmittel,
Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Telefon: 02861 - 82 1003,
Telefax: 02861 - 82 1024,
Internet: www.kreis-borken.de,
Email: kbfb39@kreis-borken.de

k) Katasterbehérde
Kreis Borken,
Fachbereich Vermessung und Kataster,
Burloer Str. 93, 46325 Borken,
Telefon: 02861 - 82 2408,
Telefax: 02861 - 82 1143,
Internet: www.kreis-borken.de,
Email: info-kataster@kreis-borken.de
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8. STICHWORTVERZEICHNIS

Abfallbehdérde
Abfallbeseitigung

Abgrabung
Abluftreinigungsanlagen
Abrissbaulast

Abstédnde zu Nachbarn
Abstandflachen

Abstellraum
Abwasserbehandlungsanlage
Abwasserbeseitigung
Abwasserbeseitigungspflicht
Abwehranspruch
Abwehrrechte

Ackerbau

Aktiver Bestandsschutz
Allgemeine Gebietsausweisung
Alsbaldige Neuerrichtung
Altenteilerwohnhaus

Anbau an das Wohnhaus

Seite
55, 71
16, 55

29

13

40f.
12f., 38
27

45

16f.

14, 16f., 55
16

13, 38
13, 38
20

33f.

12

41

26

441,

Anderung kulturlandschaftspragender

Gebaude
Anderungsgenehmigung

42ff.,66f.
49f.,61

Angemessene Gewerbebetriebserweiterung 46

Angemessene Wohnhauserweiterung
Anlagen der 6ffentlichen Versorgung

Anpflanzungen

Antrag nach
Bundes-Immissionsschutzgesetz

Antragsformular Bauantrag

Antragsunterlagen

Anzeige nach
Bundes-Immissionsschutzgesetz

Aufgabe der Landwirtschaft

Aufgaben der Daseinsvorsorge

Auflagen

Aufsichtsbehdérde

44f.
29
13ff., 54

49f., 61ff.
63ff.
61ff.

49f.
35ff.
29

52

56, 69

Ausbau vorhandener Rdume 44f,
Ausgleich von Eingriffen

in Natur und Umwelt 13ff., 54
AusgleichsmaBnahmen 13ff., 54
Auskiesung 29
Ausreichende ErschlieBung 16f.
AuBenbereichssatzung 10f., 35, 46f.
AuBenbereichsschonung 9, 15, 24, 48
AuBenbereichsvertragliche Nutzungen 35, 38, 42
AuBenbereichsvertraglichkeit 35, 38, 42
Aussichtsturm 29
Autobahnen 53
Bauantrag 50, 63ff.
Bauantragsunterlagen 50, 63ff.
Bauaufsichtsbeho6rde 50, 56, 69
Baubeschreibung 61ff.
Bauerncafé 27
Baugenehmigung 50
Baugenehmigungsbehérde 50, 69
Baugesetzbuch 9ff., 57ff.
Baukultur 42ff.
Baulast 16, 29, 31, 38, 41, 44
Baullicke 48
Baunebenrecht 50, 52ff.
Bauordnungsrecht 27, 48, 50
Bauplanungsrecht 9ff., 50, 57ff.
Bauvoranfrage 50ff.
Bauvorbescheid 50ff.
Bauvorlagen 50, 61ff.
Bauvorschriften 57ff.
Bauzeichnungen 61ff.
Bebaute Bereiche im AuBenbereich 46f.
Bebauungsgenehmigung 50ff.
Bebauungsplan 9
Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange 111f.
Begriff der Landwirtschaft 20
Begriff des AuBenbereichs 9
Beginstigte Vorhaben 10, 33ff.
Behelfsbauten 27
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Belange des Umweltschutzes 12ff., 52ff.

Bepflanzungen 14
Beschéftigung eines Landarbeiters 26
Beseitigung des alten Wohngeb&udes 40f.
Besondere Zweckbestimmung 30
Bestandsschutz im AuBenbereich 33ff.
Beteiligung Fachbehoérden 52ff.
Betriebliche

Entwicklungsmaéglichkeiten 13, 38, 46
Betriebsaufgabe 35ff.
Betriebserweiterung 46
Betriebsflachen 21
Betriebsleiterwohnhaus 25f.
Bewegungshalle 25
Bezirksregierung Minster 56, 69
Bild der Kulturlandschaft 42ff.

Binnenfischerei 20

Biogasanlage 31, 49
Biomasseanlage 31, 49
Bodenbewirtschaftung 20f., 28f.
Bodenertragsnutzung 20f., 28f.
Bodennutzung 20f., 28f.
Bodenrechtliche Nebensache 27
Bodenversiegelung 9, 15, 29, 31
Brandschaden 41
Brandschutzkonzept 61ff.
Bundes-Immissionsschutzgesetz 49f.,61ff.
Bundesnaturschutzgesetz 13
BundesstraBen 53
Dachausbau 38, 44f.
Dachgauben 38
Darstellungen

des Flachennutzungsplanes 11f., 29f., 35
Darstellungen eines Landschaftsplanes 12, 35

Denkmal 42

Deutsche Grundkarte 61ff.
Dienende Funktion 24, 52
Direktvermarktung 26f.
Dungplatte 25
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Eigenart der Landschaft 14, 35
Eigenbedarf des Eigentimers 40, 45
Eigentumsflachen 21
Eigenverbrauchstankanlage 25
Eingriffe in die Bausubstanz 33f.
Eingriffsregelung 13ff., 54
Einkommen aus der Landwirtschaft 22
Einvernehmen der Gemeinde 56
Emissionen 12f., 29, 52
Emittierende Betriebe 12f.
Energetische Nutzung von Biomasse 31
Entgegenstehende 6ffentliche Belange 11ff.
Entprivilegierung 35ff.
Entwésserungsantrag 16
Entwicklungsmaéglichkeiten 13, 38
Erbfall bei Ersatzwohnhaus 40
Erhaltenswerte Bausubstanz 35ff., 42ff.
Erhaltung der Bausubstanz 35ff., 42ff.
Erholungslandschaft 9
Errichtung an gleicher Stelle 40f.
Ersatz fir zerstorte Gebaude 41
Ersatzanpflanzungen 14
Ersatzbau aufgrund

auBergewodhnlicher Ereignisse 41, 66
Ersatzbau fir ein

mangelhaftes Wohngebaude 40f., 65f.
Ersatzgeldzahlungen 14
Ersatzwohnhaus 40f.
ErschlieBung 13, 16f.
Erweiterter Bestandsschutz 33f.
Erweiterung eines Gewerbebetriebes 46, 68
Erweiterung eines Wohngeb&udes 44f., 67
Erwerbsgartenbau 20, 28f.
Erwerbsobstbau 20
Fachbehérden 52ff.
Familie des Eigentimers 40, 45
Ferien auf dem Bauernhof 27
Ferienwohnung 27
Fernmeldeturm 29



FernstraBengesetz 53
Fischerei 20
Flache fir die Land- und Forstwirtschaft 12
Flachennutzungsplan 11f., 29f., 35
Flachensparende Bauweise 9, 15
Flurkartenauszug 61ff.
Férmliches Verfahren 49
Forstamt 53, 70
Forstwirtschaft 28, 53
Forstwirtschaftliche Betriebe 28, 53
Freiflachenplan 54, 61ff.
Frist fir Umnutzung

landwirtschaftlicher Geb&aude 36f.
Funktionaler Zusammenhang 37, 46
Futtergrundlage 20
Futtersilo 25
Futtertrocknungsanlage 25
Garagen 48, 68
Gartenbaubetrieb 20, 28f., 52
Gartenbauliche Erzeugung 20, 28f.
Gebaudebegriff 42
Gebot der Ricksichtnahme 12f.
Gebot des flachensparenden Bauens 15
Gefédhrdung der Wasserwirtschaft 14f., 55
Gemeindliches Einvernehmen 56
Genehmigungsbedirftige Anlage 49, 61ff.
Genehmigungsbehodrden 49ff., 69f.
Genehmigungsfreie Bauvorhaben 27f.
Genehmigungsverfahren 49ff., 61ff.
Geréatehalle 25
Gerduschimmissionen 12f.
Geruchsimmissionen 12f.
Geruchsimmissions-Richtlinie 13
Geringfligige Anderungen 49f.
Gestaltwert 44
Getreidelager 25
Gewaéachshauser 27f.
Gewerbebetrieb 46
Gewerbebetriebserweiterung 46

Gewinnerzielung
Gleichartigkeit bei Ersatzbau
Golfplatz

Grenzwerte fir Schadstoffe
GroBvieheinheiten

Grinland
Grundflachenberechnung
Grundwasserverunreinigung
Gullehochbehalter
Gillenachweis

Gultigkeit der Baugenehmigung
Haupterwerbsbetrieb
H&usliches Abwasser
Heranrliickende Wohnbebauung
Heulager

Hobbylandwirtschaft
Hochspannungsmasten
Hofladen

Hoéhere Verwaltungsbehdrde
Holzgewinnung

Holzhandel

HUhnerhaltung

Imkerei

Immissionen
Immissionsschutz
Immissionsschutzbehoérde
Innenbereich
Intensivtierhaltung

Jagdhitte

Kanalisation

Katasterbehdrde

Kein Verzicht auf Abwehrrechte
Kein Wiederaufbau von Ruinen
Keller

Kellerersatzraum

Kernenergie

Kiesabbau

Klaranlage

Klarwerk

22
40f.

30

13

49

20

45

14

25

55

50

21ff., 52
14, 16f., 55
13, 38

25

21

29

26f.

56, 69

28

28

13, 25, 49
20

12f., 29
12f., 29, 52
52, 70

9

12f., 29
30

14, 16f.
71

13

35ff., 41ff.
45

45

31

29

16f.

29
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Kleingewerbe 38
Kleinklaranlage 16f.
Konzentrationszonen 12, 30
KreisstraBen 53

Kulturlandschaft 421f.
La&rmimmissionen 12f.
Lageplan 61ff.
Lagergebaude fir Futter 25
Lagerkapazitat fir Dungstoffe 55
Landarbeiterstelle 19
Landarbeiterwohnung 26
Landesbauordnung 27, 48
Landesbetrieb StraBenbau 53, 70
LandesstraBen 53
Landhandel 20
Landschaftsbaubetrieb 20, 28f.
Landschaftsbehérde 54,70
Landschaftsgerechtes Bauen 12ff., 54
Landschaftsgesetz 12ff.
Landschaftspflege 12ff., 54
Landschaftsplan 12, 35
Landschaftsschutz 12ff., 54
Landschaftsschutzgebiet 27
Landwirtschaft 20ff.

Landwirtschaftliche Bauvorhaben 20ff., 52, 63f.
Landwirtschaftliche

Betriebsbeschreibung 61ff.
Landwirtschaftliche Dienststelle 52,70
Landwirtschaftliche Wohnung 25f.
Landwirtschaftlicher Betrieb 20ff., 52

Landwirtschaftliches Betriebsgebaude 25
Landwirtschaftliches

Betriebsleiterwohnhaus 25f.
Landwirtschaftliches Lohnunternehmen 20
Landwirtschaftskammer 52,70
Leitungsmast 29
Léschwasserversorgung 16
Lohnunternehmen 20
Luftverunreinigung 12f.
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Méangel 40
Mangelhaftes Wohngeb&ude 40f.
Maschinenhalle 25
Massentierhaltung 12f., 29
Materielle Legalitat 35ff.
Mehrfache Umnutzung 35
Mindestabstdande zur Wohnbebauung 13
Missstande 40
Mitziehende Privilegierung 27
ModernisierungsmaBnahmen 33f.
Nachbarliche Belange 12f.
Nachbarschutz 12f.
Nachhaltigkeit der

landwirtschaftlichen Tatigkeit 21f.
Nahrstoffbeurteilungsblatt 55, 61ff.
Naturliche Eigenart der Landschaft 14, 35
Naturschutz 13f.
Naturschutzgebiet 12
Nebenbestimmungen 52
Nebenerwerbsbetrieb 21ff., 52
Neuerrichtung eines Gebdudes 41
Nicht privilegierte Vorhaben 10f., 33f., 48

Nutzungséanderung
Nutzungsédnderung
landwirtschaftlicher Gebaude

Nutzungsaufgabe

Obere Bauaufsichtsbehorde
Obstanbau

Offentliche Belange
Offentliche Versorgung
Offnungen in der AuBenwand
Orts- und Landschaftsbild
Ortsgebundene Betriebe
Pachtflachen

Passiver Bestandsschutz
Pensionspferdehaltung
Persénliche Eignung als Landwirt
Pferdehaltung
Pflanzenklaranlage

27, 35ff., 42ff., 48

35ff., 64f.
35ff.
56, 69
20
11ff., 35
29

38

14

29

21

33f.

25

22

25

16f.



Pflanzliche Produktion
Planvorbehalt

Private ErschlieBung
Privilegierte Vorhaben
Qualifizierte Standortzuweisung
Raumlich-funktionaler Zusammenhang
Rechtsnachfolger

Regionalplanung

Reithalle

Remise

RenovierungsmaBnahmen
Reststoffverwertung

Rinderhaltung

Rickbauverpflichtung
Ricksichtnahmegebot

Sandgrube

Schadliche Umwelteinwirkungen 1
Scheune

Schonung des AuBBenbereichs 9,
Schuppen

Schutz der Landschaft
Schutz des AuBenbereichs
Schutz vor Immissionen
Schutzanspriiche
Schutzhltten
Schweinehaltung
Schwellenwerte
Selbsterzeugte Produkte
Selbstvermarktung
Sicherung der ErschlieBung
Siebenjahresfrist

Sonstige Vorhaben
Splittersiedlung

Stallgeb&ude

Standortgebundene Betriebe
Statische Veranderung am Gebdaude
Stellplatze

Stellungnahmen von Fachbehdrden

28f.

30

13, 16f.
10f., 19ff.
12

37

50

30

25

25

33f.

55, 62ff.
25, 49
29, 31
12f.

29

2f., 30, 38

25

15, 24, 48
25

13ff., 54
9, 11ff.
12f., 38
12f., 38
27

13, 25, 49
49

26f.

26f.

16f.

36f.

10, 48

15, 35, 46f., 48

25

29
33f.
48, 68
52ff.

Stérende Gewerbebetriebe 12f.
StraBen- und Wegegesetz NRW 583
StraBenbaubeho6rden 53, 70
StraBenrecht 27, 53
StraBenrechtliche Vorschriften 53
Streubebauung 15
Strohlager 25
Stromanschluss 16
Strukturwandel in der Landwirtschaft 35ff.
Sturmschaden 41
TA Larm 13, 30
TA Luft 13
Tankanlage 25, 55
Technische Anlagen 25
Technisches Regelwerk 13
Teilprivilegierung 11, 33ff.
Tennisplatz 30
Terrasse 15
Tierhaltung 20
Tierhaltungsbetrieb 12f., 20, 49
Tierkdrperbeseitigungsanstalt 29
Tierpark 30
Tierplatzzahlen 49
Tierschutz 55, 62
Tierzucht 20
Trager 6ffentlicher Belange 52ff.
Trinkwasserversorgung 16
Uberdachter Stellplatz 48, 68
Ubergangsregelung fir Umnutzungen 37
Uberwirkender Bestandsschutz 33f.
Umnutzung landwirtschaftlicher Gebaude  35ff.
Umnutzung zu gewerblichen Zwecken 35ff.
Umnutzung zu Wohnzwecken 35ff.
Umwelteinwirkungen 12f., 30, 38
Umweltschiitzende Belange 12ff., 52ff.

Umweltvertraglichkeitsprifung 49

Untere Abfallwirtschaftsbehdrde 55, 71
Untere Bauaufsichtsbehoérde 50, 69
Untere Landschaftsbehérde 54, 70
Untere Umweltschutzbehorde 38, 49f., 52, 70

77


f6312a
Textfeld
Untere Umweltschutzbehörde
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Untere Wasserbehoérde 16, 55, 70
Unterglasflachen eines

Gartenbaubetriebes 28f.
Untergeordneter Teil der Betriebsflache 24
Unwirtschaftliche Aufwendungen 13
VDI-Richtlinie 13
Ver- und Entsorgungsanlagen 13, 16f.
Veranderung der Betriebsstruktur 46
Vereinfachtes Verfahren 49
Verkehrsflachen 45
Verklinkerung 38
Verlangerung der Baugenehmigung 50
Verlust des Bestandsschutzes 33f.
Vermietung von Zimmern 27
Vernlinftiger Landwirt 24
Verpflichtungserklarung 16, 29, 31, 38, 41, 44
Veterinarbehorde 55, 71
Viehhandel 20
Viehunterstand 27
Vorbescheid 50ff.
Vorhaben- und ErschlieBungsplan 31
Vorranggebiet 12, 30
Vorschriften 57ff.
Wahrung der duBeren Gestalt 38
Waldflachen 28, 53
Waldnutzung 28, 53
Waschplatz 55
Wasserbehorde 16, 55, 70
Wasserenergieanlage 30
Wasserwerk 29
Wasserwirtschaft 14f., 55
Weidetierhaltung 20
Weideunterstand 27
Weinbau 20
Wetterstation 29
Wiederaufbau

eines zerstorten Gebaudes 41
Wiederholte Betriebserweiterung 46
Wiesenwirtschaft 20
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